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Vorwort  

Mit dem vorliegenden Tätigkeitsbericht wird die Aufgaben-
wahrnehmung im Bereich der Informationsfreiheit für die Jahre 
2019 und 2020 erstmals separat von unserem datenschutz-
rechtlichen Tätigkeitsfeld dargestellt. Dies ist durchaus als 
Chance zu sehen, dem wichtigen Thema der Informationsfrei-
heit eine erhöhte Aufmerksamkeit zu verschaffen, deren Bedeu-
tung insbesondere mit Blick auf aktuelle gesellschaftliche Ent-
wicklungen und Geschehnisse nur unterstrichen werden kann.  

Der Zugang zu Informationen und die Transparenz staatlichen 
Handelns sind essentiell für eine moderne demokratische Ge-
sellschaft und bilden die Voraussetzung für die Partizipation der 
Bürgerinnen und Bürger am politischen Geschehen. Ein wesent-
licher Aspekt des staatlichen Handelns ist dabei das staatliche 
Verwaltungshandeln. Dieses ist in Deutschland seit jeher vom 
Grundsatz des Amtsgeheimnisses geprägt, welcher nur schritt-
weise dem Grundsatz der Informationsfreiheit weicht und bis 
heute häufig noch das Denken im Umgang mit behördlichen 
Informationen prägt.  

Während es in anderen Ländern, wie Schweden oder den USA, 
eine lange Tradition der grundsätzlichen Zugänglichkeit be-
hördlicher Informationen gibt, ist die Geschichte der Informati-
onsfreiheit in Deutschland noch jung.  

Nachdem in einigen Bundesländern die ersten Informationsfrei-
heitsgesetze Ende der 1990er Jahre erlassen wurden, trat auf 
Bundesebene das Informationsfreiheitsgesetz, das allen Privat-
personen und auch juristischen Personen des Privatrechts einen 
Rechtsanspruch auf Zugang zu den amtlichen Informationen 
der Bundesbehörden verschafft, am 1. Januar 2006 in Kraft. Das 
in weiten Teilen auf dieses Bundesgesetz verweisende saarlän-
dische Informationsfreiheitsgesetz gilt seit dem 15. September 
2006. Weitere Bundesländer zogen im Laufe der Jahre nach; nur 
in Bayern, Niedersachsen und Sachsen gibt es noch immer kein 
entsprechendes Gesetz.  
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Während allerdings andere Bundesländer wie Hamburg, Rhein-
land-Pfalz und seit dem 1. Januar 2020 auch Thüringen zwi-
schenzeitlich ihre Informationsfreiheitsgesetze zu Transparenz-
gesetzen weiterentwickelt haben und in diesen neben dem Zu-
gang zu amtlichen Informationen auch die proaktive Bereitstel-
lung von Informationen durch die Behörden regeln und die Zu-
ständigkeit der Informationsfreiheitsbeauftragten auf Umwel-
tinformationen erweitern, zeichnet sich eine solche Entwicklung 
im Saarland bedauerlicherweise noch nicht ab. Daher verwun-
dert es nicht, dass sich das Saarland im bundesweiten Transpa-
renzranking der Open Knowledge Foundation Deutschland e.V. 
(https://transparenzranking.de/) mit Sachsen-Anhalt und dem 
Bund lediglich auf dem 10. Platz befindet. Es bleibt danach zu 
konstatieren, dass die gesetzlichen Grundlagen verbesserungs-
würdig sind. Als einen ersten Schritt hin zu einem transparente-
ren staatlichen Handeln ist in diesem Zusammenhang aber der 
Start einer Transparenzdatenbank zu sehen. In dieser legt die 
Landesregierung nunmehr proaktiv die Fördertätigkeit des Lan-
des durch Zuwendungen aus dem Landeshaushalt offen und er-
möglicht dadurch den Bürgerinnen und Bürgern eine gezielte 
Suche danach, welche Unternehmen in welchem Umfang Zu-
wendungen erhalten. 

Mit Blick darauf, dass das Prinzip der offenen Daten (
Data ) für eine moderne Demokratie und eine Bürgergesell-
schaft von zunehmender Bedeutung ist und auf politischer 
Ebene auch durch die Teilnahme Deutschlands an der Open 
Government Partnership sowie im Rahmen darauf basierender 
nationaler Aktionspläne verstärkt in den Fokus gerückt ist, 
dürfte auch im Saarland der Weg hin zu einem Transparenzge-
setz mit proaktiven Veröffentlichungspflichten vorgezeichnet 
sein.  

Wie wichtig eine Stärkung der Informationsfreiheit mit dem Ziel 
der Transparenz staatlichen Handelns ist, zeigt auch ein Blick auf 
aktuelle Geschehnisse. Vor dem Hintergrund der Corona-Pan-
demie, welche den Staat zum Schutz der allgemeinen Gesund-
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heit zu weitgehenden und eingriffsintensiven Maßnahmen ver-
anlasst hat, besteht ein akutes Bedürfnis zur inhaltlichen Kennt-
nisnahme und Kontrolle des staatlichen Handelns.  

Gerade auch mit Blick auf die zunehmend kursierenden Ver-
schwörungserzählungen -
es eines transparenten staatlichen Handelns, das Vertrauen 
schafft sowie eine sachliche Auseinandersetzung ermöglicht 
und den Verschwörungserzählungen damit den Boden entzieht.  

Mit dem vorliegenden Bericht gebe ich einen Einblick in die Tä-
tigkeit der hiesigen Behörde im Bereich Informationsfreiheit 
und verbinde damit zugleich die Hoffnung, dass die Informati-
onsfreiheit als wichtiger Baustein in einer von Offenheit, Tole-
ranz und zivilem Engagement geprägten Gesellschaft weiter an 
Bedeutung gewinnt.  

 

  

 

Saarbrücken, im April 2021 

 

Monika Grethel 
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1 Petitionen 

1.1 Allgemeines 

Neben der Beratung informationspflichtiger Stellen bezüglich 
der Voraussetzungen und des Umfangs ihrer Pflichten nach 
dem Saarländischen Informationsfreiheitsgesetz (SIFG) i. V. m. 
den entsprechend anwendbar erklärten Vorschriften des Infor-
mationsfreiheitsgesetzes des Bundes (IFG), kommt der Befas-
sung mit Petitionen von Bürgerinnen und Bürgern, die sich in 
ihrem Recht auf Informationszugang verletzt sehen, eine we-
sentliche Rolle bei der Aufgabenwahrnehmung der Landesbe-
auftragten für Informationsfreiheit zu.  

In diesem Zusammenhang lässt sich feststellen, dass die hiesi-
gen Hinweise an die informationsverpflichteten Stellen in der 
Regel dazu führen, dass ein Zugang zu den von den antragstel-
lenden Personen begehrten Informationen erfolgt.  

Dabei begehrten die Antragsteller und Petenten im Berichtszeit-
raum Informationen u.a. zum Finanzhaushalt einer Gemeinde, 
zu den Ausgaben und Kosten verschiedener Maßnahmen einer 
Gemeinde, zu Verträgen, zu Verkehrskontrollen, Prüfberichten, 
Stellungnahmen oder baurechtlichen Planungsunterlagen.  

Nicht selten stand dabei auch die Frage im Raum, ob es sich bei 
den begehrten Informationen um Umweltinformationen han-
delt. Umweltinformationen liegen bereits dann vor, wenn mit-
telbare Auswirkungen auf Umweltbestandteile wie natürliche 
Lebensräume, Böden und Landschaft betroffen sind. In diesem 
Fall ist kein Anrufungsrecht gegenüber der Landesbeauftragten 
für Informationsfreiheit vorgesehen und eine Vermittlung durch 
diese insoweit auch nicht geboten. Diesbezüglich wird jedoch 
zumindest zu fordern sein, dass ein nach dem IFG gestellter An-
trag seitens der angefragten Stelle beantwortet und soweit vom 
Vorliegen von Umweltinformationen ausgegangen wird, dies 
dargelegt wird. Eine entsprechende und insoweit einge-
schränkte Beratung oder Vermittlung unsererseits erfolgt daher 
auch in diesen Fällen. 



 

12      IFG-Tätigkeitsbericht 2019/2020 

Oftmals wenden sich Antragsteller und Petenten an hiesige Be-
hörde, weil ihre Anfragen von der informationsverpflichteten 
Stelle nicht bzw. nicht innerhalb der nach § 1 Abs. 1 Satz 1 SFIG 
i. V. m. § 7 Abs. 5 Satz 2 IFG geltenden Monatsfrist beantwortet 
wurden. Häufig wird der begehrte Informationszugang dann al-
lerdings zeitnah nach entsprechender Bitte um Stellungnahme 
durch hiesige Behörde gewährt.  

Mitunter wird das Recht auf Informationszugang durch die an-
tragstellenden Personen aber auch in unzutreffender Weise als 
umfassendes Fragerecht verstanden. Regelmäßig ist dann da-
rauf hinzuweisen, dass sich der Informationszugangsanspruch 
nach § 1 SIFG lediglich auf solche Informationen bezieht, die bei 
der informationspflichtigen Stelle tatsächlich vorliegen und 
nicht etwa auf die Anfertigung bestimmter Informationen bzw. 
Erläuterung bestimmter Umstände gerichtet ist.  

Zuweilen sind auch personenbezogene Daten nach § 5 IFG oder 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse nach § 6 IFG betroffen, wo-
bei in diesem Zusammenhang unter anderem verfahrensrecht-
liche Unsicherheiten bei den informationsverpflichteten Stellen 
zu beheben sind und auf die Notwendigkeit der Durchführung 
eines Drittbeteiligungsverfahrens nach § 8 IFG hingewiesen 
wird. Mitunter kann aber auch ein Einverständnis des Antrag-
stellers in die Unkenntlichmachung der den Dritten betreffen-
den Informationen nach § 7 Abs. 2 Satz 2 IFG in Betracht gezo-
gen werden und so ggf. ein aufwendiges Drittbeteiligungsver-
fahren vermieden werden. 

Unter den Beteiligten wird auch immer wieder diskutiert, auf 
welche Art der Informationszugang zu gewähren ist. Dabei wer-
den die informationsverpflichteten Stellen darauf hingewiesen, 
dass § 1 Abs. 2 Satz 1 IFG dem Antragsteller das Recht einräumt, 
zwischen den verschiedenen Arten des Informationszugangs 
nach § 1 Abs. 2 Satz 1 IFG eine Auswahl zu treffen. Bei den ver-
schiedenen Arten des Informationszugangs wird unterschieden 
zwischen einer Auskunft, der Akteneinsicht und der Zur-Verfü-
gung-Stellung auf andere Weise, worunter auch die Übersen-
dung von Kopien fällt. Gemäß § 1 Abs. 2 Satz 2 IFG darf die vom 
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Antragsteller begehrte Art des Informationszugangs nur aus 
wichtigem Grund auf andere Art gewährt werden, wobei gemäß 
§ 1 Abs. 2 Satz 3 IFG ein deutlich höherer Verwaltungsaufwand 
als ein solcher gilt. Hiervon ist aber nur auszugehen, wenn die 
personellen und sachlichen Kapazitäten der informationspflich-
tigen Stellen bei der begehrten Art des Informationszugangs 
derart gebunden werden, dass ihre Arbeitsfähigkeit gefährdet 
wäre. 

Ein weiterer Streitpunkt betrifft mitunter die mit einem gewähr-
ten Informationszugang erhobenen oder angekündigten Ge-
bühren bzw. deren Höhe.  

1.2 Zugang zu Abituraufgaben 

Ein Petent wandte sich an hiesige Behörde mit der Bitte um Ver-
mittlung im Zusammenhang mit einer an das Ministerium für 
Bildung und Kultur des Saarlandes gestellten Anfrage nach dem 
Informationsfreiheitsgesetz, mit der von dem betreffenden Mi-
nisterium die Übersendung der Abituraufgaben des Jahres 2018 
im Fach Mathematik inklusive der Lösungen und den Lehrerhin-
weisen begehrt wurde. 

In diesem Zusammenhang war § 1 Satz 4 SIFG zu berücksichti-
gen, wonach das SIFG für Forschungseinrichtungen, Hochschu-
len, Schulen und sonstige Bildungseinrichtungen sowie Prü-
fungseinrichtungen nur gilt, soweit sie nicht im Bereich von For-
schung, Lehre, Leistungsbeurteilungen und Prüfungen tätig 
werden. 

Das Ministerium für Bildung und Kultur bestimmt als Schulauf-
sichtsbehörde nach § 57 Abs. 1 des saarländischen Schulord-
nungsgesetzes (SchOG) auf Grundlage der Bestimmungen des 
§ 33 SchOG in Verbindung mit § 39 der Verordnung über die 
gymnasiale Oberstufe und die Abiturprüfung im Saarland (GOS-
VO) landeszentral die Aufgaben der schriftlichen Abiturprüfung 
gemäß einem in den dortigen Vorschriften näher festgelegten 
Verfahren.  
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Auch wenn es sich beim Ministerium für Bildung und Kultur des 
Saarlandes nicht um eine klassische Prüfungseinrichtung han-
delt, die speziell zum Zwecke der Durchführung von Prüfungen 
errichtet ist, wird es in dem vorliegenden Zusammenhang doch 
speziell im Rahmen der ihm zugewiesenen Aufgabe der Vorbe-
reitung der Abiturprüfung und insoweit originär im Bereich von 
Prüfungen tätig.  

Es ist in diesem Zusammenhang deshalb auch nach hiesiger 
Auffassung als Prüfungseinrichtung im Sinne des § 1 Satz 4 SIFG 
anzusehen und im Rahmen dieser Tätigkeit vom Anwendungs-
bereich des SIFG ausgenommen. Die Ablehnung des Informati-
onszugangs durch das Ministerium für Bildung und Kultur war 
daher aus informationsfreiheitsrechtlicher Sicht nach hiesiger 
Auffassung materiell-rechtlich nicht zu beanstanden. 

1.3 Zugang zu internen Vermerken, Erlässen und 
 

Über die Online- können interessierte 
Bürgerinnen und Bürger an die zuständigen Behörden Anträge 
auf Herausgabe von Ergebnissen amtlicher Lebensmittelkon-
trollen stellen. Der vorliegende an das Ministerium für Umwelt 
und Verbraucherschutz gerichtete Informationsantrag bezog 
sich jedoch nicht auf die entsprechenden Kontrollberichte 

opf- . Die begehrten    
Informationen waren insoweit  anders als die Lebensmittelkon-
trollergebnisse  nicht speziell als Verbraucherinformationen 
anzusehen, so dass der Anwendungsbereich des SIFG nach hie-
siger Auffassung eröffnet war. 

Nachdem sich der Antragsteller und Petent an hiesige Behörde 
gewandt hatte, weil sein Antrag nicht beantwortet worden war, 
erfolgte nach entsprechender Vermittlung hiesiger Behörde 
eine Zugangsgewährung, allerdings wurde in Bezug auf einen 
Ministervermerk und ein Protokoll über eine Telefonkonferenz 
der Länderarbeitsgemeinschaft Verbraucherschutz seitens des 
Ministeriums weiterhin die Auffassung vertreten, dass der 
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Schutz des behördlichen Beratungsprozesses den Informations-
zugang ausschließe.  

Eine entsprechende Geheimhaltungspflicht ergebe sich auch 
aus der Geschäftsordnung der Länderarbeitsgemeinschaft Ver-
braucherschutz, wonach Ergebnisse der Beratungen nur mit Zu-
stimmung der anderen Bundesländer zugänglich gemacht wer-
den könnten. 

Hierzu ist auszuführen, dass das Bestehen dieses Informations-
verweigerungsgrundes voraussetzt, dass eine Gefährdung des 
Schutzguts  also der Vertraulichkeit behördlicher Beratungen  
vorliegt. Soweit aber der Beratungsvorgang und der Entschei-
dungsprozess abgeschlossen sind, ist eine Schutzgutgefähr-
dung nur dann anzunehmen, wenn der Vertraulichkeitsschutz 
trotz Beendigung von Beratungen (und ggf. Abschluss des Ver-
fahrens) nach wie vor gerechtfertigt ist, weil beispielsweise die 
Sicherstellung einer effektiven Arbeit in dem betreffenden Gre-
mium für deren Mitglieder kontinuierlich eine Atmosphäre der 
Offenheit und Unbefangenheit erfordert1. 

Unklar ist nach wie vor, welche Kriterien für die Beurteilung des 
Vorliegens dieser Voraussetzung heranzuziehen sind, jedoch ist 
offensichtlich, dass die Abgrenzung im Einzelfall schwierig ist. 
So ist etwa die Schutzbedürftigkeit der Vertraulichkeit der Bera-
tungen der Deutschen Lebensmittelbuch-Kommission über die 
Entscheidungsfindung in der jeweiligen Sitzung hinaus bejaht 
worden2, wohingegen zum Gemeinsamen Bundesausschuss er-
kannt worden ist, dass die fachkompetenten Vertreter ihrer Dis-
ziplin in der Arbeit nicht ernsthaft gefährdet seien, auch wenn 
durch die Veröffentlichung einzelner Beiträge und Entscheidun-
gen öffentliche Kritik drohe3. 

                                                      
1 Vgl. Schoch, Kommentar zum Informationsfreiheitsgesetz, 2. Auflage, § 3 Rn. 
189, 193. 
2 OVG NRW, Urteil vom 02.11.2010, Az. 8 A 475/10. 
3 VG Köln, Urteil vom 13.01.2011 und nachgehend OVG NRW, Urteil vom 
15.01.2014, Az. 8 A 467/11. 
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Jedenfalls genügt die reine Behauptung einer Beeinträchtigung 
der Vertraulichkeit der Beratungen nicht den präzisen inhaltli-
chen Anforderungen an die Darlegungslast. Von der informati-
onspflichtigen Stelle ist einzelfallbezogen, hinreichend substan-
tiiert und anhand konkreter Umstände darzulegen, ob und wa-
rum die Gewährung des beantragten Informationszugangs 
nachteilige Auswirkungen auf die Vertraulichkeit der behördli-
chen Beratungen haben kann4.  

Im vorliegenden Fall war insoweit zusätzlich zu berücksichtigen, 
dass die Länderarbeitsgemeinschaft sowohl die Verbraucher-
schutzministerkonferenz als auch die Agrarministerkonferenz 
beraten und eigene Beschlussvorlagen in die beiden Gremien 
eingebracht hatte. Dabei wurde geltend gemacht, dass in der 
vorliegend betroffenen Angelegenheit noch keine Befassung 
auf der Ebene der Minister erfolgt sei und der Vorgang daher 
als nicht abgeschlossen anzusehen sei. 

Eine abschließende Bewertung hinsichtlich der Frage, ob die Be-
ratungen der Länderarbeitsgemeinschaft Verbraucherschutz ei-
nen entsprechenden Vertraulichkeitsschutz auch nach Beendi-
gung von Beratungen erfordern würde, erfolgte vor diesem Hin-
tergrund folglich nicht, jedoch erging der Hinweis an das Minis-
terium, dass in Annahme des noch nicht abgeschlossenen Ent-
scheidungsprozesses dem Petenten mitgeteilt werden solle, ob 
und wann der Informationszugang ganz oder teilweise zu einem 
späteren Zeitpunkt voraussichtlich möglich ist (§ 9 Abs. 2 IFG). 

Indessen erging  wie bereits dargestellt  ein teilweise ableh-
nender Bescheid des Ministeriums, in der sich das Ministerium 
in Teilen auf die Vertraulichkeit der Beratungen der Landesar-
beitsgemeinschaft beruft und einen Informationszugang ab-
lehnt. Eine gerichtliche Klärung in der Angelegenheit ist  soweit 
ersichtlich  nicht erfolgt.  

                                                      
4 Vgl. Schoch, Kommentar zum Informationsfreiheitsgesetz, 2. Auflage, § 3 Rn. 
188 unter Hinweis auf weitere Nachweise in der Rechtsprechung. 
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1.4 Zugang zu Ergebnissen von Verkehrskontrol-
len 

Ein Petent begehrte von einer Gemeinde Informationen zu 
durchgeführten Verkehrskontrollen, insbesondere im Hinblick 
auf die Anzahl festgestellter Parkverstöße sowie über durchge-
führte Geschwindigkeitskontrollen und diesbezügliche Ergeb-
nisse. Nachdem die betroffene Gemeinde von unserer Behörde 
angeschrieben und zur Stellungnahme aufgefordert wurde, er-
teilte diese dem Antragsteller und Petenten Auskunft über die 
begehrten Informationen, wobei u.a. eine genaue Auflistung der 
gemessenen Geschwindigkeiten erfolgte. Eine Einsicht in Mess-
daten bzw. in die Aufnahmen wurde jedoch abgelehnt.  

Dies war aus informationsfreiheitsrechtlicher Sicht nach hiesiger 
Auffassung auch nicht zu beanstanden, denn es galt zu berück-
sichtigen, dass bei einer Einsicht in die Aufnahmen umfängliche 
personenbezogene Daten Dritter betroffen gewesen wären. Mit 
Blick auf ein etwaig durchzuführendes Drittbeteiligungsverfah-
ren wären die betroffenen Dritten mithin nicht ohne weiteres 
ermittelbar gewesen. Auch eine Schwärzung bzw. Unkenntlich-
machung der Aufnahmen kam aus technischer Sicht nicht in Be-
tracht.  

Insoweit durfte vorliegend von der vom Antragsteller begehrten 
Art des Informationszugangs gemäß § 1 Abs. 2 Satz 2 IFG aus 
wichtigem Grund  zum Schutz personenbezogener Daten  ab-
gewichen werden. 

1.5 Kassenärztliche Vereinigung als informations-
verpflichtete Stelle  

Eine Antragstellerin begehrte von der Kassenärztlichen Vereini-
gung des Saarlandes die Information über die Anzahl der Pati-

- ie Jahre 
2019 und 2018 und wandte sich mit der Bitte um Vermittlung 
an hiesige Behörde. Die Kassenärztliche Vereinigung hatte der 
Antragstellerin die begehrte Information nicht erteilt, weil sie 
sich einerseits nicht als informationsverpflichtet nach dem SIFG 
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ansah und den mit der Informationserteilung verbundenen Ver-
arbeitungsvorgang als datenschutzrechtlich nicht legitimiert 
betrachtete. 

Die Kassenärztliche Vereinigung des Saarlandes wurde zur Stel-
lungnahme aufgefordert und darauf hingewiesen, dass sie als 
Körperschaft des öffentlichen Rechts, die gemäß § 78 Abs. 1 SGB 
V der Aufsicht des Landes untersteht, als solche nach § 1 Abs.1 
Satz 1 SIFG grundsätzlich informationsverpflichtet ist. Der Be-
griff der Behörde in § 1 Satz 1 SIFG ist weit auszulegen und er-
fasst auch die der Aufsicht des Landes unterstehenden Stellen 
wie bspw. Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent-
lichen Rechts, was sich bereits aus § 1 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 
des Saarländischen Verwaltungsverfahrensgesetzes ergibt.  

Mit Blick auf die vorgetragenen datenschutzrechtlichen Beden-
ken wurde weiterhin dargestellt, dass die begehrte Information 
eine rein statistische Angabe betrifft und keinen Personenbezug 
aufweist. Soweit die Erstellung der Information die Verarbeitung 
personenbezogener Daten erfordert, ist auch hier zu berück-
sichtigen, dass keine über die zahlenmäßige Erfassung der be-
reits vorhandenen personenbezogenen Daten hinausgehende 
Auswertung erfolgt und diese zum Zwecke der Realisierung des 
Informationszugangs erfolgende Verarbeitung mithin gesetz-
lich vorgesehen ist. Vor diesem Hintergrund wäre der entspre-
chende Verarbeitungsvorgang nach Art. 6 Abs. 1 Buchst. c Da-
tenschutz-Grundverordnung (DSGVO) bzw. Art. 9 Abs. 2 Buchst. 
g DSGVO legitimiert.  

Daher war nach hiesiger Auffassung lediglich noch fraglich, ob 
die begehrte Information der Anzahl der Behandlungen und Pa-

-
möglicherweise als nicht vorhanden zu betrachten sei. Indessen 
war die Anfrage dahingehend zu verstehen, dass die Anzahl der 
im System vorhandenen Kennziffern -

wie vorliegend auf eine bestimmte mit einer Codierung verse-
hene Information richtet und die Codierungen lediglich zu ad-
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dieren sind, liegt in einer solchen Zusammenstellung und Addi-
tion noch keine inhaltliche Aufbereitung und die Information ist 
als vorhanden anzusehen.  

Nachdem mit der Kassenärztlichen Vereinigung des Saarlandes 
die Sach- und Rechtslage entsprechend erörtert wurde, ist der 
Antragstellerin und Petentin die begehrte Information erteilt 
worden. 

1.6 Gebühren im Rahmen eines IFG-Verfahrens 

Der Zugang zu amtlichen Informationen im Sinne des SIFG er-
folgt in aller Regel kostenneutral. Um ein möglichst transparen-
tes Verwaltungshandeln zu ermöglichen, wäre es kontraproduk-
tiv, den grundsätzlich voraussetzungslos bestehenden Rechts-
anspruch durch die Festsetzung von unverhältnismäßig hohen 
Kosten unnötig zu erschweren.  

Allerdings kann der mit dem Informationsbegehren zusammen-
hängende Verwaltungsaufwand derart hoch sein, dass die Fest-
setzung von Gebühren ausnahmsweise gerechtfertigt erscheint.  

Dies kann dann in Betracht kommen, wenn zum Schutz öffent-
licher oder privater Belange ganze Aktenordner nach schützens-
werten Informationen durchsucht und ggf. entsprechend ge-
schwärzt werden müssen.  

Die Bemessung der Verwaltungsgebühr richtet sich dabei aus-
schließlich nach § 9 SIFG in Verbindung mit dem Gesetz über die 
Erhebung von Verwaltungs- und Benutzungsgebühren im Saar-
land (Saarländisches Gebührengesetz - SGebG). Nach Ziffer 455 
des Allgemeinen Gebührenverzeichnisses ist ein Gebührenrah-
men von bis zu 500,- Euro für besonders aufwändige Informati-
onsbegehren vorgesehen.  

In einem konkreten Beschwerdefall teilte die Behörde mit, dass 
aufgrund des eingegangenen Antrags der Aktenbestand nach 
bestimmten Selektionsmerkmalen gesichtet werden musste 
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und noch weitere Prüfungen vorzunehmen gewesen seien. In-
sofern sei die Grenze einer einfachen gebührenfreien Auskunft 
überschritten, wobei auch kein deutlich höherer Verwaltungs-
aufwand von Nöten gewesen und daher der nach Ziffer 455.1.2 
vorgesehene Gebührenrahmen von 30 bis 250 Euro anzuwen-
den sei. Zugunsten des Antragstellers sei der unterste Grenz-
wert des Gebührenrahmens festgesetzt worden. Aufgrund der 
ausführlichen Begründung bestanden keine Bedenken gegen 
das Vorgehen der Behörde. 

Ein Rückgriff auf kommunale Gebührensatzungen, wie dies im 
Rahmen von Beratungsersuchen und Petitionsverfahren teil-
weise zutage getreten ist, scheidet hingegen aus.  

Eine Regelung, den Antragsteller im Vorfeld über die beabsich-
tigte Erhebung von Gebühren zu informieren, wäre zwar aus in-
formationsfreiheitsrechtlicher Sicht wünschenswert, kennt das 
Gesetz jedoch nicht. Es ist allerdings zu raten, dass die Behörden 
im Sinne eines bürgerfreundlichen Handelns im Vorfeld auf 
mögliche Gebührentatbestände und die voraussichtliche Ge-
bührenhöhe hinweisen und den Antragstellern die Möglichkeit 
geben, den Antrag aufrecht zu erhalten oder ggf. zurückzuzie-
hen.  

Grundsätzlich kann auch für die Ablehnung eines Antrags eine 
Gebühr erhoben werden. Dies ist für den Antragsteller beson-
ders ärgerlich, da er die begehrte Information nicht erhält und 
dennoch Kosten tragen muss. Daher sollte in solchen Fällen 
auch nur ausnahmsweise eine Gebühr erhoben werden. Dies 
kann dann gerechtfertigt sein, wenn durch den Antrag Belange 
Dritter berührt und aufwändige Drittbeteiligungsverfahren im 
Sinne des § 8 IFG durchzuführen sind und die Ablehnung des 
Antrags einen außergewöhnlich hohen Begründungsaufwand 
erfordert. Sollte also ein gebührenpflichtiger Tatbestand ausge-
löst worden sein, so steht es im Ermessen der informationsver-
pflichteten Behörde, die Gebühr um bis zu 75 Prozent zu redu-
zieren (§ 9 Abs. 1 SGebG). 
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1.7 Informationsverpflichtung des Saarländischen 
Rundfunks 

Im Berichtszeitraum erreichte die Landesbeauftragte für Infor-
mationsfreiheit eine Petition, in der ein Antragsteller seine an 
den Saarländischen Rundfunk (SR) gestellte Anfrage unzu-
reichend beantwortet sah. Der Antragsteller begehrte umfang-
reiche Informationen zur Personalsituation, zum Rundfunkrat, 
zu den Einnahmen und Gewinnen sowie verschiedene Daten 
(u.a. Produktionsminuten, Höreranteile, Kosten) zu den Rund-
funkprogrammen des SR.  

Der SR hatte den Antragsteller im Wesentlichen zunächst auf 
verschiedene Quellen im Internet (Websites des SR und der 
ARD) und die veröffentlichten Jahresabschlüsse verwiesen.  

Im darauffolgenden hier geführten Verfahren wurde mit dem SR 
insbesondere die Rechtsfrage diskutiert, inwieweit der SR als öf-
fentlich-rechtliche Rundfunkanstalt informationsverpflichtet 
nach dem SIFG ist.  

Ausgehend von der gesetzlichen Regelung hierzu in § 1 Satz 3 
SIFG, wonach der in § 1 Satz 1 IFG normierte grundsätzlich vo-
raussetzungslose Anspruch auf Zugang zu amtlichen Informati-
onen gegenüber dem SR besteht, soweit öffentlich-rechtliche 
Aufgaben wahrgenommen werden, war insbesondere die Frage 
zu erörtern, wie der Bereich der Verwaltungstätigkeit grundsätz-
lich zu bestimmen ist und ob bzw. inwieweit dieser vorliegend 
betroffen ist.  

Während der SR dabei die Rechtsauffassung vertritt, dass er öf-
fentlich-rechtliche Verwaltungsaufgaben nur im Rahmen des 
Beitragseinzugs, der Frequenzzuweisung und bei der Zuteilung 
von Wahlkampfzeiten wahrnehme und im Übrigen nicht infor-
mationsverpflichtet nach dem SIFG sei, wird diesseits die Auf-
fassung vertreten, dass die Tätigkeit des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks grundsätzlich als Verwaltungstätigkeit einzuordnen 
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ist, soweit es sich nicht um journalistisch-redaktionelle Informa-
tionen handelt5  

Aus hiesiger Sicht, die sich mithin auf die Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts stützt, ist daher ausgehend von 
dem Gesetzeszweck des SIFG, einen möglichst weiten und um-
fassenden Informationsanspruch zu schaffen und dem infolge-
dessen anerkannten weiten Begriffsverständnis der Verwal-
tungstätigkeit unter gleichzeitiger Berücksichtigung der nach 
Art. 5 Abs. 1 Satz 2 Alt. 2 GG gewährleisteten Rundfunkfreiheit, 
eine negative Abgrenzung dahingehend vorzunehmen, ob die 
Weitergabe der Information den Auftrag beeinträchtigen 
würde, welcher dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk zukommt6.

Entscheidend ist dabei die Frage, ob der journalistisch-redakti-
onelle Bereich betroffen ist, zu dem nach den Ausführungen des 
Oberverwaltungsgerichts Nordrhein-Westfalens 

Neben diesen rechtlichen Erörterungen stand weiterhin die 
Frage im Raum, inwiefern vorliegend durch die zitierten Quellen 
im Internet § 9 Abs. 3 Alt. 2 IFG einschlägig war, wonach der 
Antrag abgelehnt werden kann, wenn der Antragsteller sich die 

                                                      
5 So auch OVG NRW, Urteil vom 09.02.2012, Az. 5 A 166/10, Rn. 290, juris, be-
stätigt durch BVerwG, Beschluss vom 27.05.2013, Az. 7 B 30.12. 
6 Vgl. hierzu auch Christoph Schnabel, Informationsfreiheitsgesetze und öf-
fentlich-rechtliche Rundfunkanstalten, ZUM 2010, 412,414. 
7 OVG NRW, Urteil vom 09.02.2012, Az. 5 A 166/10, Rn. 290, juris. 
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begehrte Information in zumutbarer Weise aus allgemein zu-
gänglichen Quellen beschaffen kann. Indessen war der hierfür  
zumindest für einen Teil der Fragen  in Betracht kommende 
Jahresabschluss aus dem Jahr 2019 zum Zeitpunkt der Berichts-
fassung noch nicht veröffentlicht und abrufbar und auch der in 
Bezug genommene Bericht gegenüber der Öffentlichkeit bezog 
sich lediglich auf die Jahre 2017 und 2018. 

Soweit hinsichtlich der Fragen zu den Rundfunkprogrammen 
seitens des SR weiter auf eine im Internet veröffentlichte Markt-
analyse unter Angabe der konkreten Fundstelle verwiesen 
wurde, blieb fragwürdig, ob diese die spezifischen Fragen des 
Antragstellers zu beantworten vermochten. In diesem Zusam-
menhang galt jedoch zu berücksichtigen, dass ein Bezug zum 
journalistisch-redaktionellen Bereich nicht auszuschließen war. 
Aus hiesiger Sicht stellte sich weiterhin die Frage, ob die be-
gehrten, sehr spezifischen Informationen zu den Rundfunkpro-
grammen überhaupt vorliegen und inwiefern die begehrten Dif-
ferenzierungen möglich sind. 

Im Ergebnis blieb der SR  nach Darlegung hiesiger Auffassung 
und Erörterung der Rechtslage  bei seiner Ansicht, dass eine 
Informationsverpflichtung nach dem SIFG nur im Rahmen des 
Beitragseinzugs, der Frequenzzuweisung und bei der Zuteilung 
von Wahlkampfzeiten bestehe und die Anfrage daher in ausrei-
chendem Maße beantwortet sei.  

Der Antragsteller wurde hiesigerseits auf die Möglichkeit hinge-
wiesen, sein Informationszugangsrecht im Rahmen eines ver-
waltungsgerichtlichen Verfahrens geltend zu machen.  
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2 Beratung informationspflichtiger Stellen 

2.1 Allgemeines 

Auch im vorliegenden Berichtszeitraum wandten sich nicht nur 
Bürgerinnen und Bürger, die sich in ihrem Recht auf Informati-
onszugang verletzt sahen, an die Landesbeauftragte für Infor-
mationsfreiheit, sondern insbesondere auch Kommunen als in-
formationspflichtige Stellen mit der Bitte um Beratung im Um-
gang mit bestimmten Informationsfreiheitsbegehren. 

Dabei war teilweise fraglich, welche Ausschlusstatbestände 
grundsätzlich sowie im konkreten Einzelfall in Betracht kom-
men. Bei weiteren an die Gemeinde gerichteten Informations-
zugangsanträgen war die Frage von Bedeutung, ob möglicher-
weise Rechte Dritter betroffen sind, so dass die Gemeinden sich 
an die Landesbeauftragte mit der Frage wandten, wie in diesen 
Fällen zu verfahren und entscheiden sei. Dabei waren häufig all-
gemeine Ausführungen zur Durchführung eines Drittbeteili-
gungsverfahrens ausreichend, in anderen Fällen beschränkte 
sich die Beratung nicht nur auf verfahrensrelevante Hinweise, 
sondern erstreckte sich auf eine detaillierte Darstellung der im 
konkreten Fall maßgeblichen Vorschriften und in diesem Zu-
sammenhang zu beachtender Grundsätze. 

2.2 Zugang zu Update-Plänen und dem IT-Sicher-
heitskonzept 

So waren bei zahlreichen Gemeinden Informationszugangsan-
träge eingegangen, die sich u.a. auf die Herausgabe von Up-
date-Plänen und der IT-Sicherheitskonzepte der Gemeinden 
richteten. Einige von ihnen wandten sich an die Landesbeauf-
tragte mit der Bitte um Beratung, wie mit dem Informationsbe-
gehren umzugehen sei. 

Die Landesbeauftragte stellte den Gemeinden zunächst den all-
gemeinen gesetzlichen Rahmen und die mit dem vorliegenden 
Informationsbegehren in Betracht kommenden maßgeblichen 
Vorschriften dar. Daneben wurde stets darauf hingewiesen, dass 



 

28      IFG-Tätigkeitsbericht 2019/2020 

zunächst die informationsverpflichtete Stelle die Bewertung 
vorzunehmen hat, welche Informationen vorhanden sind und 
ob Gründe vorliegen, die dem Informationszugang nach einem 
der normierten Ausnahmetatbestände entgegenstehen. 

In einem Fall konnte mit Blick auf die vorliegenden Fragestel-
lungen des Antragstellers darauf hingewiesen werden, dass sich 
der Informationszugangsanspruch nach § 1 SIFG nur auf solche 
Informationen bezieht, die bei der informationspflichtigen Stelle 
tatsächlich vorliegen, also in irgendeiner Form auf einem säch-
lichen Datenträger dargestellt sind und sich nicht auf eine Bera-
tung oder Erläuterung bestimmter Umstände oder Absichten 
richtet.  

Soweit sich das Informationsbegehren des Antragstellers vorlie-
gend auf einen Update-Plan und ein IT-Sicherheitskonzept rich-
tete, wurden die Kommunen auf die Vorschrift des § 3 Nr. 2 IFG 
hingewiesen, wonach ein Informationszugang ausgeschlossen 
ist, wenn das Bekanntwerden die öffentliche Sicherheit gefähr-
den kann. Dabei wäre allerdings eine konkrete Gefährdungslage 
darzulegen, wonach ein Schaden für das Schutzgut der öffent-
lichen Sicherheit  also bspw. auch die Funktionsfähigkeit staat-
licher Einrichtungen  mit hinreichender Wahrscheinlichkeit ein-
tritt. Daneben war vorliegend auch die Vorschrift des § 3 Nr. 4 
IFG in den Blick zu nehmen, der den Schutz von Verschluss-       
sachen regelt und Informationen, die bspw. einer in der Ver-
schlusssachen-Anweisung geregelten Geheimhaltungspflicht 
unterliegen, vom Informationszugangsanspruch ausnimmt. Die 
Beurteilung, inwieweit vorliegend Verschlusssachen betroffen 
sind, obliegt jedoch der informationsverpflichteten Stelle. 

Die anfragenden Gemeinden wurden weiterhin auf die Vor-
schrift des § 15 Abs. 3 Satz 2 Saarländisches Datenschutzgesetz 
(SDSG) hingewiesen, wonach keine Einsichtnahme in Angaben 
zu technisch-organisatorischen Maßnahmen nach Art. 32 Abs. 1 
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) erfolgt, wenn hier-
durch die Sicherheit des Verfahrens beeinträchtigt würde. Diese 
Vorschrift stellt sich als spezielle Ausgestaltung des Rechts auf 
Zugang zu Informationen dar und geht damit als solche den 
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Regelungen nach dem Informationsfreiheitsgesetz gemäß § 1 
Abs. 3 IFG (anwendbar über § 1 Satz 1 SIFG) vor. Eine solche 
Beeinträchtigung der Sicherheit des Verfahrens erschien im Hin-
blick auf Update-Pläne und ein IT-Sicherheitskonzept durchaus 
naheliegend.  

Den Gemeinden wurden daher insoweit der rechtliche Rahmen 
und die in Betracht kommenden maßgeblichen Vorschriften 
dargestellt, auf deren Grundlage eine eigene Bewertung des 
Antrages vorzunehmen war. Mit Blick auf den weiteren Verfah-
rensablauf wurde weiterhin darauf hingewiesen, dass der An-
tragsteller innerhalb der nach § 7 Abs. 5 IFG vorgesehenen Mo-
natsfrist und im Falle einer ablehnenden Entscheidung unter 
Darlegung der Gründe zu bescheiden ist.  

2.3 Zugang zu Bauakten durch den Pächter einer 
Immobilie 

Eine Gemeinde wandte sich an die Landesbeauftragte und bat 
um eine rechtliche Einschätzung der Frage, ob der Pächter einer 
Immobilie einen Anspruch auf Einsicht in die Bauakten hat, auch 
wenn der Eigentümer nicht zugestimmt hatte. 

In dem konkreten Fall wurde die Gemeinde zunächst darauf hin-
gewiesen, dass die Landesbeauftragte gemäß § 5 Abs. 1 SIFG 
allein die Einhaltung der Vorschriften des vorgehend zitierten 
Gesetzes sowie die über § 1 Abs. 1 Satz 1 SIFG anwendbaren 
Vorschriften der §§ 1-9 IFG überwacht und anhand dieser Vor-
schriften einen Anspruch auf Informationszugang prüft.  

Da sich der begehrte Informationszugang auf Bauakten bezog, 
erschien es naheliegend, dass es sich bei den begehrten Infor-
mationen auch um Umweltinformationen handele und damit 
das speziellere Saarländische Umweltinformationsgesetz (SUIG) 
zugrunde zu legen wäre. Dabei kommt es für die Einstufung als 
Umweltinformation nicht darauf an, ob sich eine Maßnahme     
oder ein Vorhaben mittelbar oder unmittelbar auf die Umwelt 
auswirkt, sondern maßgebend ist vielmehr ein gewisser Um-
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weltbezug der Angaben8. Eine Baugenehmigung kann als Um-
weltinformation erachtet werden, da diese regelmäßig entwe-
der Angaben zum Aussehen und der Gestaltung der Landschaft 
bzw. zu Veränderungen derselben (§ 2 Abs. 3 Nr. 1 SUIG) oder 
Angaben zu Maßnahmen oder Tätigkeiten nach § 2 Abs. 3 Nr. 3 
SUIG enthalten wird. 

Gleichwohl wurde die Gemeinde auf die im SIFG und im SUIG 
normierten Ausschlusstatbestände hingewiesen, wobei vorlie-
gend insbesondere der Schutz personenbezogener Daten ent-
weder nach § 5 Abs. 1 S. 1 IFG oder nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 SUIG 
als Hinderungsgrund in Betracht kamen.  

Dabei darf unter Zugrundelegung von § 5 Abs. 1 IFG  und ähn-
lich nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 SUIG, der aber auf das öffentliche In-
teresse abstellt  Zugang zu personenbezogenen Daten im Falle 
einer verweigerten Einwilligung nur dann gewährt werden, so-
weit das Informationsinteresse des Antragstellers das schutz-
würdige Interesse des Dritten am Ausschluss des Informations-
zugangs überwiegt.  

Die Gemeinde wurde darauf hingewiesen, dass vorliegend zu-
nächst mit Blick auf § 7 Abs. 1 Satz 2 IFG eine Begründung des 
Antrags auf Informationszugang verlangt und dem Dritten ge-
mäß § 8 Abs. 1 SIFG  bzw. nach § 9 Abs. 1 Satz 3 SUIG  schrift-
lich Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden sollte und 
anschließend auf dieser Grundlage eine Interessenabwägung 
vorzunehmen ist.  

2.4 Zugang zu einem Rechtsgutachten bzw. einer 
rechtlichen Bewertung 

In einem anderen Fall wandte sich die Gemeinde an die Landes-
beauftragte mit der Frage, wie aus informationsfreiheitsrechtli-
cher Sicht mit einem in Bezug genommenen Antrag auf Zugang 
zu einem Rechtsgutachten umzugehen sei.  

                                                      
8 Vgl. BVerwG, Urteil vom 21. Februar 2008, Az. 4 C 13/07. 
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Dabei wurde auch die Frage aufgeworfen, ob es sich  da sich 
die rechtliche Bewertung inhaltlich nicht auf ein Verhalten oder 
eine Maßnahme der Gemeinde, sondern auf eine juristische Per-
son bezog  überhaupt 
des § 1 Satz 1 des SIFG handele. Die Gemeinde wurde darauf 
hingewiesen, dass der Inhalt der Information insoweit unerheb-
lich sei, da die Information als solche bei der Stadt jedenfalls 
vorhanden und auch in Erfüllung ihrer Aufgaben erfragt und be-
auftragt wurde.  

Weiterhin wurde die Frage erörtert, ob eine Offenlegung des 
Namens des Gutachters erfolgen dürfe oder hier der Schutz per-
sonenbezogener Daten greife. Dabei ist jedoch § 5 Abs. 3 IFG zu 
berücksichtigen, wonach das Informationsinteresse des Antrag-
stellers das schutzwürdige Interesse des Dritten am Ausschluss 
des Informationszugangs in der Regel dann überwiegt, wenn 
sich die Angabe auf Name, Titel und Ähnliches beschränkt und 
der Dritte als Gutachter in einem Verfahren eine Stellungnahme 
abgegeben hat. 

Mithin steht bei der Offenlegung von Rechtsgutachten meist 
die Frage des Vorliegens von geistigem Eigentum und dessen 
Schutz nach § 6 Abs. 1 Alt. 1 IFG im Raum, wobei für den urhe-
berrechtlichen Schutz u.a. eine gewisse Gestaltungshöhe erfor-
derlich ist.  

Daneben war vorliegend  da die in Frage stehende rechtliche 
Bewertung sich auf eine juristische Person bezog  auf die Vor-
schrift des § 6 Satz 2 IFG hinzuweisen, wonach Zugang zu Be-
triebs- oder Geschäftsgeheimnissen nur gewährt werden darf, 
soweit der Betroffene eingewilligt hat. 

Daher wurde der Gemeinde weiterhin mitgeteilt, dass von ihr 
zunächst ein Drittbeteiligungsverfahren nach § 8 Abs. 1 IFG 
durchzuführen ist, in welchem dem Dritten Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben ist und unter deren Einbeziehung schließ-
lich eine eigene Prüfung und Entscheidung der informationsver-
pflichteten Stelle über den Informationszugang erfolgt. 
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Für die in diesem Zusammenhang möglicherweise vorzuneh-
mende Prüfung des Vorliegens von Betriebs- und Geschäftsge-
heimnissen wurde ergänzend darauf hingewiesen, dass in die-
sem Fall aus Sicht der Landesbeauftragten das am 26. April 2019 
in Kraft getretene Geschäftsgeheimnisgesetz (GeschGehG) und 
die dort normierte Definition eines Geschäftsgeheimnisses zu-
grunde gelegt werden sollte. 

2.5 Informationen zu Mandatsträgern 

Im Rahmen eines Beratungsersuchens schilderte eine Kommu-
nalverwaltung ein an sie gerichtetes Informationsbegehren 
nach dem SIFG. Der Antragsteller begehrte dabei rückblickend 
zur Kommunalwahl des aktuellen Kalenderjahres Auskünfte zu 
Mandatsträgern, die ihr Gemeinderatsmandat zunächst annah-
men und im Anschluss wieder ablehnten.  

Die Kommune war sich uneins, wie sie mit diesem Antrag um-
gehen solle. Es sei bereits unklar, ob es sich bei der begehrten 
Information überhaupt um personenbezogene Daten handele, 
da ja keine Daten wie das Geburtsdatum oder die Adresse er-
fragt würden und dem Antragsteller die Namen aufgrund der 
Öffentlichkeit der Wahl ohnehin bekannt seien. Außerdem sei 
der Gemeinderat ein demokratisch legitimiertes Organ und 
auch die Wahlvorschläge seien öffentlich bekannt gemacht 
worden. Sofern es dann zu einer anderen Zusammensetzung 
des Gremiums komme, sei es legitim, dass der Antragsteller wie 
auch ggf. die Öffentlichkeit hierüber informiert werden dürfen. 
Allerdings könne dem Anspruch der Schutz personenbezogener 
Daten nach § 5 IFG entgegenstehen. So überwiegt nach Absatz 
2 dieser Vorschrift das Informationsinteresse des Antragstellers 
nicht bei Informationen aus Unterlagen, soweit sie mit einem 
Mandat eines Dritten in Zusammenhang stehen.  

Der Gemeinde wurde mitgeteilt, dass das (S)IFG den Begriff der 
personenbezogenen Daten selbst nicht definiert, weshalb die 
Begriffsdefinition des Art. 4 Nr. 1 Datenschutz-Grundverord-
nung (DSGVO) zugrunde gelegt werden kann. Danach sind nicht 
nur unmittelbar identifizierende Angaben wie beispielsweise 
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der Name, die Anschrift oder das Geburtsdatum als personen-
bezogene Daten zu qualifizieren, sondern alle Informationen, 
die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare natürliche 
Person beziehen. Soweit dem Antragsteller also bekannt ist, um 
welchen (ehemaligen) Mandatsträger es sich konkret handelt, 
sind entsprechende Angaben darüber, wann dieser das jewei-
lige Mandat angenommen und abgelehnt hat, Informationen, 
die sich auf eben jene Person beziehen. Demnach handelt es 
sich hierbei grundsätzlich um personenbezogene Daten, die 
dem Grunde nach schützenswert sind. 

Die Regelung des § 5 Abs. 2 IFG ist vorliegend jedoch nicht ein-
schlägig, da durch die Regelungen vornehmlich Personaldaten 
 ähnlich wie bei der Privilegierung des Dienstverhältnisses  

geschützt werden sollen. Als Beispiel hierfür ist die Sachleis-
tungspauschale für Bundestagsabgeordnete zu nennen9.  

Insoweit ist auf die Abwägungsregelung des § 5 Abs. 1 IFG zu-
rückzugreifen. Danach darf Zugang nur gewährt werden, soweit 
das Informationsinteresse des Antragstellers das schutzwürdige 
Interesse des Dritten am Ausschluss des Informationszugangs 
überwiegt. Das Interesse des Antragstellers bzw. der Öffentlich-
keit ergibt sich unzweifelhaft aufgrund der Tatsache, dass kom-
munale Mandatsträger in öffentlichen Wahlen gewählt werden 
und die Wahlvorschläge im Vorfeld der Wahl öffentlich bekannt 
gemacht werden. Der Gemeinderat repräsentiert insoweit den 
Wählerwillen der ortsansässigen Bevölkerung. Insoweit besteht 
ein berechtigtes Informationsinteresse daran, zu erfahren, ob 
gewählte Mandatsträger ihr Amt auch angenommen haben und 
dieses fortführen. Demgegenüber ist nicht zu erkennen, dass die 
ausgeschiedenen Mandatsträger ein besonders schützenswer-
tes Interesse am Ausschluss der Informationserteilung haben, 
zumal es sich dabei um keine sensiblen Informationen handeln 
dürfte und die Zusammensetzung des Gemeinderates ohnehin 
öffentlich bekannt ist.  

                                                      
9 OVG Berlin-Brandenburg, NVwZ 2013, 1501. 
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3 Anträge auf Zugang zu Informationen 
des Unabhängigen Datenschutzzentrums 
des Saarlandes 

Das Unabhängige Datenschutzzentrum Saarland (UDZ) berät 
nicht nur Bürgerinnen und Bürger, wenn diese gegenüber öf-
fentlichen Stellen ihre Ansprüche geltend machen und es hier-
bei zu Kontroversen kommt; es ist auch in gleichem Maße selbst 
Adressat von IFG-Anträgen. 

Grundsätzlich wird der Informationszugang zu vorhandenen In-
formationen  solange keine Ausschlussgründe vorliegen  in 
der beantragten Weise innerhalb eines Monats gewährt. Nach-
folgend sind einige Informationsanträge gegenüber dem UDZ 
beispielhaft dargestellt. 

3.1 Zugang zu statistischen Daten  

Ein großer Teil der Abfragen bezieht sich auch auf statistische 
Daten bzw. Zahlen, wie z.B. die Meldung von Datenschutzver-
stößen nach Art. 33 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)  
oder getroffene Maßnahmen in einem gewissen Zeitraum. 

Hierbei kann zum einen auf den Tätigkeitsbericht des UDZ ver-
wiesen werden, der auf der Internetseite des UDZs öffentlich zu-
gänglich ist. Um einen Überblick über die Tätigkeiten zu geben 
und die Transparenz und Vergleichbarkeit der Aufsichtsbehör-
den zu erhöhen, hatte die Konferenz der Unabhängigen Daten-
schutzaufsichtsbehörden des Bundes und der Länder (DSK) im 
November 2018 beschlossen, gemeinsame Kriterien für statisti-
sche Auswertungen von Tätigkeitsschwerpunkten auf freiwilli-
ger Basis festzulegen. Diese sechs Schwerpunkte wurden erst-
mals im 28. Tätigkeitsbericht Datenschutz veröffentlicht.  

Anders verhält es sich in den Fällen, in denen Zahlen bzw. Sta-
tistiken zu solchen Themenkomplexen begehrt werden, die 
nicht bereits vorhanden bzw. elektronisch unmittelbar abrufbar 
sind. Die Aktenstruktur des UDZ differenziert manche Themen-
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komplexe nicht in der von den Antragstellern teilweise begehr-
ten Art und Weise bzw. Tiefe, so dass eine elektronische statis-
tische Auswertung dann nicht möglich ist. In diesen Fällen, in 
denen die gewünschten Daten erst neu erstellt werden müssten, 
sind die Informationen daher nicht vorhanden und können folg-
lich nicht beauskunftet werden.  

3.2 Zugang zu bestimmten Dokumenten aufsichts-
behördlicher Verfahren 

Neben Anfragen zu Statistiken und Zahlen wurden auch An-
träge auf Informationszugang zu konkreten Dokumenten in be-
stimmten Verfahren an hiesige Dienststelle gerichtet. So wurde 
beispielsweise Zugang zu den im Rahmen der Kontrolltätigkeit 
des UDZ an verschiedene Unternehmen versandten Fragebö-
gen über deren Datenverarbeitung sowie den Antworten der 
Unternehmen begehrt. 

Während der diesbezügliche Fragebogen zugänglich gemacht 
werden konnte, war dies in Bezug auf die Rückläufe hingegen 
ausgeschlossen. Dies ergibt sich daraus, dass die Landesbeauf-
tragte für Datenschutz und Informationsfreiheit in diesem Zu-
sammenhang einer besonderen Verschwiegenheitsverpflich-
tung bzw. einem besonderen Amtsgeheimnis nach Art. 54 Abs. 
2 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) in Verbindung mit § 
18 Abs. 2 Saarländisches Datenschutzgesetz (SDSG) unterliegt, 
so dass der Informationszugang nach § 3 Nr. 4 IFG  anwendbar 
über § 1 Satz 1 SIFG  in Bezug auf die Rückläufe ausgeschlossen 
war. 
 
Nach den zitierten Vorschriften ist die Landesbeauftragte für 
Datenschutz und Informationsfreiheit verpflichtet, über die ihr 
oder ihm amtlich bekannt gewordenen Angelegenheiten Ver-
schwiegenheit zu bewahren. Dies gilt indessen nicht für Mittei-
lungen im dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, die offen-
kundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung 
bedürfen.  
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Die Antworten der Personen bzw. Unternehmen auf die über-
mittelten Fragebögen sind bei der Landesbeauftragten für Da-
tenschutz und Informationsfreiheit in Erfüllung ihrer gesetzlich 
zugewiesenen Aufgabe, die Anwendung der DSGVO zu über-
wachen und durchzusetzen sowie Untersuchungen in diesem 
Zusammenhang durchzuführen, eingegangen und stellen daher 
von § 18 Abs. 2 Satz 1 Saarländisches Datenschutzgesetz (SDSG) 
erfasste, der Landesbeauftragten amtlich bekannt gewordene 
Angelegenheiten dar, über die Verschwiegenheit zu wahren ist. 
So enthalten sie bei Unternehmen oftmals spezifische Informa-
tionen zum internen Datenverarbeitungs- und sicherheitssys-
tem  bspw. zum Risikomodell oder Verschlüsselungskonzept  
und betreffen daher Informationen, die wettbewerbsrelevant 
und sowohl aus sicherheitstechnischen als auch aus wirtschaft-
lichen Gesichtspunkten heraus bedeutsam sind. 

3.3 Zugang zu Informationen über aufsichtsbe-
hördliche Verfahren 

Ein Antragsteller begehrte gegenüber dem UDZ Angaben, die 
im Zusammenhang mit aufsichtsbehördlichen Verfahren stehen 
und bei denen ein Fußballverein im Profibereich, d.h. von der 
Bundesliga bis zur Regionalliga, Gegner einer Beschwerde nach 
Art. 77 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) gewesen ist. 

Zum Zeitpunkt der Antragstellung waren drei saarländische 
Mannschaften in der Regionalliga vertreten. Dabei wurde gegen 
eine der Mannschaften ein Verfahren wegen eines als geringfü-
gig eingestuften datenschutzrechtlichen Vergehens geführt. 
Der Verstoß war zurückzuführen auf eine Beschwerde des Be-
troffenen, dessen Löschungsersuchen nach Art. 17 DSGVO nicht 
innerhalb der gebotenen Frist nachgekommen wurde.  

Durch die Beantwortung des Informationsfreiheitsantrages wä-
ren demnach auch personenbezogene Daten des Beschwerde-
führers betroffen gewesen, zu denen nach § 5 Abs. 1 IFG nur 
Zugang gewährt werden darf, soweit das Informationsinteresse 
des Antragstellers das schutzwürdige Interesse des Dritten am 
Ausschluss des Informationszugangs überwiegt oder der Dritte 
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eingewilligt hat. Infolgedessen wäre der Betroffene im Rahmen 
des nach § 8 IFG durchzuführenden Drittbeteiligungsverfahrens 
zu beteiligen gewesen. Das Verfahren ist zum einen sehr zeit-
aufwendig und kann außerdem mit zusätzlichen Kosten für den 
Antragsteller verbunden sein.  

Da davon ausgegangen werden konnte, dass es dem Antrag-
steller jedoch nicht um Angaben zum Beschwerdeführer, son-
dern vielmehr um generelle Informationen zu Art und Umfang 
der aufsichtsbehördlichen Verfahren ging, wurde er um Mittei-
lung gebeten, ob er sich gemäß § 7 Abs. 2 Satz 2 IFG mit der 
Unkenntlichmachung der personenbezogenen Daten des Be-
schwerdeführers einverstanden erklären würde. 

Der Antragsteller stimmte dem Vorschlag zu, so dass der Antrag 
effektiv und kostenneutral bearbeitet werden konnte. 

3.4 Zugang zu Kontaktdaten der Datenschutzbe-
auftragten 

Bei der hiesigen Aufsichtsbehörde ist  wie in vielen anderen 
Aufsichtsbehörden für den Datenschutz auch  ein Antrag ein-
gegangen, der sich auf die Übersendung der E-Mail-Adressen 
der gemeldeten Datenschutzbeauftragten und der zugehörigen 
Verantwortlichen bezog.  

In diesem Zusammenhang wurde von der hiesigen Behörde zu-
nächst geprüft, welche Informationen konkret vorlagen. Dabei 
war festzustellen, dass keine entsprechende Liste geführt wird, 
aus denen die Datenschutzbeauftragten und zugehörigen Ver-
antwortlichen ersichtlich waren. Dies rührt daher, dass die Mel-
dung von Datenschutzbeauftragten auf unterschiedlichen Kom-
munikationswegen und in unterschiedlicher Form erfolgt, ent-
weder schriftlich per Post, per E-Mail oder unter Nutzung eines 
auf der Website zur Verfügung gestellten Formulars. Die auf un-
terschiedlichen Kommunikationswegen eingegangenen Mel-
dungen von Datenschutzbeauftragten hätten demnach erst ein-
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mal zusammengeführt und anschließend die begehrte Informa-
tion der Kontaktadresse des Datenschutzbeauftragten und des 
zugehörigen Verantwortlichen extrahiert werden müssen.  

In der Erstellung einer solchen Liste könnte daher eine inhaltli-
che Aufbereitung und damit zusätzliche Informationsbeschaf-
fung zu sehen sein, die eine Ablehnung des Antrages zu recht-
fertigen vermag. Dabei galt es allerdings zu berücksichtigen, 
dass nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts 
die Addition gleichartiger Informationen keine vom Informati-
onsanspruch nicht umfasste inhaltliche Aufbereitung von Infor-
mationen darstellt10. Vorliegend war indessen zu berücksichti-
gen, dass die vom Antragsteller begehrten Informationen aber 
auch dann nicht hätten erteilt werden können und dürfen, wenn 
man in dem notwendigen 
Datenschutzbeauftragten und zugehörigen Verantwortlichen 

vom Informationsanspruch nicht umfasste inhaltliche Aufberei-
tung von Informationen sähe. 

Einerseits war es in dem eingesetzten System nicht ohne weite-
res möglich, bei der Zusammenstellung nur solche Daten-
schutzbeauftragte herauszufiltern, die gegenwärtig noch gültig 
benannt sind. Vielmehr dürften auch Meldungen von Daten-
schutzbeauftragten enthalten sein, die zwischenzeitlich nicht 
mehr als solche benannt sind, beispielsweise weil es einen 
Wechsel in der Person des Datenschutzbeauftragten gab oder 
aber weil für den entsprechenden Verantwortlichen zwischen-
zeitlich die Pflicht zur Bestellung eines Verantwortlichen entfal-
len ist und der bisherige Datenschutzbeauftragte daher abbe-
rufen wurde.  

Andererseits war zu berücksichtigen, dass in den derzeitigen 
Meldungen nicht abgefragt wird, ob es sich bei der mitgeteilten 
E-Mail-Adresse des Datenschutzbeauftragten zugleich um die 
vom Verantwortlichen zu veröffentlichende Kontaktadresse des 
Datenschutzbeauftragten handelt. Soweit es sich aber nicht um 

                                                      
10 BVerwG, Urteil vom 27.11.2014, Az. 7 C 20.12. 
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die veröffentlichte Kontaktadresse handelt, dürfte die der Auf-
sichtsbehörde mitgeteilte E-Mail-Adresse einem besonderen 
Amtsgeheimnis nach Art. 54 Abs. 2 Datenschutz-Grundverord-
nung (DSGVO) unterliegen, die daher auch nicht herausgege-
ben werden kann.  

Im Ergebnis wurde der Antrag auf Informationszugang daher 
unter Darlegung der zuvor genannten Gründe abgelehnt und 
der Antragsteller darauf hingewiesen, dass nach der Implemen-
tierung eines neuen Systems zur Verwaltung der gemeldeten 
Datenschutzbeauftragten, das eine weitergehende Differenzie-
rung zulässt, eine neue Bewertung des Antrages auf Informati-
onszugang vorgenommen werden könne.  
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4 Ausgewählte Rechtsprechung zur 
Informationsfreiheit 

4.1 Akteneinsicht im Besteuerungsverfahren 

Das Finanzgericht des Saarlandes beschäftigte sich in seinem 
Beschluss vom 3. April 201911 mit der Frage, ob und unter wel-
chen Voraussetzungen dem Steuerpflichtigen ein Anspruch auf 
Einsicht in seine bei der Finanzbehörde vorliegenden Steuerak-
ten hat. Das Gericht kommt zu dem Ergebnis, dass seit dem In-
krafttreten der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) ab 
25. Mai 2018 für alle Steuerpflichtigen grundsätzlich ein gebun-
dener Anspruch auf Akteneinsicht bei der Finanzbehörde be-
stehe. Zwar sei ein Akteneinsichtsrecht nicht ausdrücklich in der 
DSGVO geregelt, es ergebe sich aber insoweit aus dem nach 
Art. 15 Abs. 1 HS. 2, Abs. 2 DSGVO normierten Auskunftsan-
spruch über sämtliche verarbeiteten personenbezogenen Da-
ten. Ein behördliches Ermessen komme insoweit nicht mehr in 
Betracht, da dieses nach § 32 d Abs. 1 Abgabenordnung (AO) 
nur bestehe, soweit es an Regelungen in der DSGVO fehle, was 
vorliegend gerade nicht der Fall sei.  

Am Rande geht das Gericht auch auf die Frage ein, ob sich ein 
Anspruch auf Akteneinsicht auch aus dem SIFG ergebe und 
stellt diesbezüglich fest, dass § 1 Satz 1 SIFG einen Informati-
onszugang zu den Landesfinanzbehörden gewähren dürfte, da 
diese nicht gem. § 2 SIFG vom Informationszugang ausgenom-
men seien. 

                                                      
11 FG des Saarlandes, Beschluss vom 03.04.2019, Az. 2 K 1002/16. 
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4.2 Einsicht in die Niederschrift einer Ortsratssit-
zung 

Dem vom Oberverwaltungsgericht des Saarlandes zu entschei-
denden Antrag auf Zulassung der Berufung lag eine Entschei-
dung des Verwaltungsgerichts12 zugrunde, wonach ein informa-
tionsfreiheitsrechtlicher Anspruch des Klägers auf Akteneinsicht 
in eine Niederschrift über den nicht-öffentlichen Teil einer Sit-
zung des Ortsrats verneint wurde, weil die begehrte Information 
einem gemeindlicherseits in der Geschäftsordnung der Gemein-
deordnung angeordneten besonderen Amtsgeheimnis unter-
liege, so dass § 3 Nr. 4 IFG dem Informationszugang entgegen-
stehe. 

Der daraufhin vom Kläger geltend gemachte Antrag auf Zulas-
sung der Berufung wurde vom Oberverwaltungsgericht13 zu-
rückgewiesen.  

In seiner Begründung verneint das Oberverwaltungsgericht be-
reits das Rechtsschutzbedürfnis des Klägers, da die begehrte In-
formation seitens der Beklagten bereits im Rahmen eines zivil-
rechtlichen Verfahrens und vom Kläger selbst im erstinstanzli-
chen Verfahren vorgelegt worden sei. 

Daneben bestätigt das Oberverwaltungsgericht die Ausführun-
gen des Verwaltungsgerichts und bezeichnet es als nahelie-
gend, dass die erstinstanzlich herangezogenen kommunal-
rechtlichen Vorschriften insoweit generell eine entsprechende 
Schranke für die in geheimer  nichtöffentlicher  Sitzung kom-
munaler Vertretungsorgane behandelten Gegenstände begrün-
den. Dabei wirft das Oberverwaltungsgericht die umstrittene 
Frage auf, ob 

                                                      
12 OVG des Saarlandes, Urteil vom 04.12.2017, Az. 3 K 107/16. 
13 OVG des Saarlandes, Beschluss vom 02.05.2019, Az. 2 A 6/18. 
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, lässt dies jedoch offen, da vorliegend ersichtlich keine ent-
sprechende missbräuchliche Verschiebung praktiziert worden 
sei. 

4.3 Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse in einem 
Verfahren nach § 99 Abs. 2 VwGO 

Das Oberverwaltungsgericht des Saarlandes hatte im Rahmen 
eines -Camera- Verwal-
tungsgerichtsordnung (VwGO) darüber zu befinden, ob die im 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren ausgeübte Sperrerklärung 
mit der Begründung der Geheimhaltungsbedürftigkeit auf-
grund betroffener Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse recht-
mäßig ist15. 

Dabei stellt das Gericht fest, dass zu den Vorgängen, die 
nach § 99 Abs. 1 Satz 2 VwGO ihrem Wesen nach geheim zu 
halten sind, auch Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse gehören 
und hierzu alle auf ein Unternehmen bezogenen Tatsachen, 
Umstände und Vorgänge zählen, die nicht offenkundig sind und 
an deren Nichtverbreitung das betreffende Unternehmen ein 
berechtigtes Interesse hat.  

Das saarländische Oberverwaltungsgericht legte bei dieser Prü-
fung demnach  ohne auf das Geschäftsgeheimnisgesetz einzu-
gehen oder dieses zu erwähnen  allein die durch die bisherige 
Rechtsprechung geprägte Definition des Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisses zugrunde. Dabei verweist das Oberverwal-
tungsgericht auf eine Entscheidung des Bundesverwaltungsge-
richts vom 11. Oktober 201916, in welcher im gleichen Zusam-
menhang das im April 2019 in Kraft getretene Gesetz zum 

                                                      
14 OVG des Saarlandes, Beschluss vom 02.05.2019, Az. 2 A 6/18, Rn. 23, juris. 
15 OVG des Saarlandes, Beschluss vom 09.01.2020, Az. 8 F 144/19. 
16 BVerwG, Beschluss vom 11.10.2019, Az. 20 F 11.17. 
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Schutz von Geschäftsgeheimnissen (GeschGehG) und die dort 
normierte neue Definition ebenfalls nicht thematisiert werden.  

Dementgegen wendet das Bundesverwaltungsgericht in einem 
neueren Beschluss vom 5. März 202017 ebenfalls in einem Ver-
fahren nach § 99 Abs. 2 VwGO bei der Prüfung des Vorliegens 
von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen die Kriterien des § 2 
Nr. 1 GeschGehG an.  

4.4 Akteneinsicht in Verwaltungsvorgänge

Das Oberverwaltungsgericht wies mit Beschluss vom 20. Januar 
202018 eine Beschwerde gegen den Beschluss des Verwaltungs-
gerichts im vorläufigen Rechtsschutzverfahren19 zurück, wonach 
der Antragsteller keinen Anspruch auf Akteneinsicht in die Ver-
waltungsvorgänge betreffend die Benennung einer bestimmten 
Gemeindestraße bzw. die kommunale Beschlussfassung dar-
über habe.  

Sowohl das Verwaltungsgericht als auch das Oberverwaltungs-
gericht betonen, dass in dem konkreten Fall keine Veranlassung 
bestehe, an den Angaben der beklagten Gemeinde zu zweifeln, 
wonach neben den vorgelegten Niederschriften keine weiteren 
Unterlagen im Gemeindearchiv vorlägen. Vor diesem Hinter-
grund lassen die Gerichte dahinstehen, ob die Anspruchsgrund-
lage vorliegend in einem verwaltungsverfahrensrechtlichen Ak-
teneinsichtsrecht als Verfahrensbeteiligter oder einem informa-
tionsfreiheitsrechtlichen Zugangsanspruch oder einem sich 
möglicherw -Ver-

Auskunfts- und Informationsanspruch zu sehen ist.  

Ein Anspruch auf Akteneinsicht setze jedenfalls das Vorhanden-
sein eines Verwaltungsvorgangs bzw. einer Akte voraus, woran 
es hier fehle. Es lägen keine konkreten Anhaltspunkte dafür vor, 

                                                      
17 BVerwG, Beschluss vom 05.03.2019, Az. 20 F 3.19. 
18 OVG des Saarlandes, Beschluss vom 20.01.2020, Az. 2 B 316/19. 
19 VG des Saarlandes, Urteil vom 10.10.2019, Az. 3 L 1170/19. 
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dass über die bereits vorgelegten Unterlagen hinaus weitere 
Akten oder Aktenbestandteile existieren, die für die Benennung 
einer bestimmten Gemeindestraße bzw. die kommunale Be-
schlussfassung darüber von Bedeutung sind. 

 
4.5 Zugang zu Informationen im Zusammenhang 

mit Verhandlungen zum Glücksspielstaatsver-
trag 

Das Oberverwaltungsgericht bestätigte mit Urteil vom 11. De-
zember 202020 eine Entscheidung des Verwaltungsgerichts21 
und führt darin aus, dass die Verhandlungen der Ministerpräsi-
dentinnen und Ministerpräsidenten der Bundesländer ein-
schließlich der Zuarbeit insbesondere der Chefs der Staats- und 
Senatskanzleien zum Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag 
2012 dem spezifischen Bereich der Wahrnehmung parlamenta-
rischer Angelegenheiten zuzuordnen seien und der Anwen-
dungsbereich  des § 1 Abs. 1 SIFG i. V. m. § 1 Abs. 1 IFG daher 
nicht eröffnet sei. 

Ausgehend von einem im Informationsfreiheitsrecht zu Grunde 
zu legenden funktionalen Behördenbegriff, wonach sich die Be-
hördeneigenschaft danach bestimmt, ob sich die ausgeübte Tä-
tigkeit materiell-rechtlich als öffentlich-rechtliches Verwal-
tungshandeln darstellt, kommt das Gericht zu dem Ergebnis, 
dass das Aushandeln und der Abschluss eines Staatsvertrags 
durch die Landesregierung materiell-rechtlich als Wahrneh-
mung rechtsetzender bzw. gesetzgeberischer Tätigkeit und 
nicht als Verwaltungstätigkeit einzuordnen ist. Das Gericht ver-
weist dabei insbesondere auf den Werdegang und die Wirkung 
eines Staatsvertrages, wonach ein gesetzgeberisches Tätigwer-
den des Landtags in den wesentlichen Schritten ersetzt werde.  

Die Fragen, ob angesichts der Ablehnung der Herausgabe der 
Informationen durch insgesamt zehn Bundesländer überhaupt 
                                                      
20 OVG des Saarlandes, Beschluss vom 11.12.2020, Az. 1 A 230/18. 
21 VG des Saarlandes, Urteil vom 18.06.2018, Az. 1 K 644/16 
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eine Verfügungsberechtigung über die begehrte Information im 
Sinne von § 7 Abs. 1 Nr. 1 IFG vorliege sowie ob durch den Zu-
gang die Beratungen von Behörden gemäß § 3 Nr. 3 b IFG be-
einträchtigt würden oder dem erstrebten Informationszugang 
der verfassungsrechtlich garantierte Schutz des Kernbereichs 
exekutiver Eigenverantwortung entgegenstünde, wurden auf-
grund des nach Auffassung des Gerichts nicht eröffneten An-
wendungsbereichs des SIFG bzw. IFG als nicht entscheidungser-
heblich betrachtet und offen gelassen. 
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5 Der Begriff des Geschäftsgeheimnisses 
Stand der Diskussion 

5.1 Hintergrund 

Am 26. April 2019 ist das Gesetz zum Schutz von Geschäftsge-
heimnissen22 (GeschGehG) in Kraft getreten. Darin wird das Ge-
schäftsgeheimnis in § 2 Nr. 1 definiert als 

. 

Der Begriff des Geschäftsgeheimnisses im GeschGehG unter-
scheidet sich also  auch nach Aufnahme des Merkmals des be-
rechtigten Interesses23  von dem in der Rechtsprechung kon-
kretisierten Begriff des Betriebs- und Geschäftsgeheimnisses 
insbesondere dadurch, dass angemessene Geheimhaltungs-
maßnahmen getroffen sein müssen. 

Nun ist zwar in § 1 Abs. 2 GeschGehG ausdrücklich normiert, 
dass öffentlich-rechtliche Vorschriften zur Geheimhaltung, Er-

                                                      
22 Gesetz zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen (BGBl. I 2019, 466), das der 
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/943 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 8. Juni 2016 über den Schutz vertraulichen Know-hows und vertrau-
licher Geschäftsinformationen (Geschäftsgeheimnisse) vor rechtswidrigem Er-
werb sowie rechtwidriger Nutzung und Offenlegung (ABl. L 157 vom 15. Juni 
2016, S.1) dient. 
23 Im Regierungsentwurf des Gesetzes war das Merkmal des berechtigten Inte-
resses zunächst nicht aufgenommen und fand erst nach der im Ausschuss für 
Recht und Verbraucherschutz durchgeführten Anhörung und dort geäußerten 
Kritik von Sachverständigen Eingang in den nunmehr geltenden Gesetzestext. 
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langung, Nutzung oder Offenlegung von Geschäftsgeheimnis-
sen vorgehen und in der Gesetzesbegründung24 ist ausgeführt, 
dass eine Anwendung des Gesetzes u.a. für Informationsansprü-
che gegen staatliche Stellen oder Informationsansprüche nach 
den Umweltinformationsgesetzen ausgeschlossen ist. Aufgrund 
der fehlenden Definition des Begriffs des Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisses im Informationsfreiheitsgesetz des Bundes 
und in vielen Informationszugangsgesetzen der Länder bleiben 
aber die Rechtsprechung und ihre zukünftige Auslegung des 
Begriffs maßgeblich. Hiernach ist durchaus denkbar, dass trotz 
des grundsätzlichen Ausschlusses der Anwendung des Gesch-
GehG im Bereich der Informationszugangsgesetze die Defini-
tion des Geschäftsgeheimnisses im GeschGehG auf diese durch-
schlägt. 

5.2 Rechtsprechung 

Die Rechtsprechung hat die Frage des anzuwendenden Begriffs 
in einigen Urteilen bereits thematisiert.  

So führt das schleswig-holsteinische Verwaltungsgericht im 
Rahmen einer Entscheidung über ein Akteneinsichtsbegehren 
nach dem Umweltinformationsgesetz25 aus, dass auch nach In-
krafttreten des Geschäftsgeheimnisgesetzes auf den herkömm-
lichen Begriff des Betriebs- und Geschäftsgeheimnisses zurück-
gegriffen werden könne. Dies wird damit begründet, dass Art. 1 
Abs. 2 Buchst. b der zugrundeliegenden europäischen Richtlinie 
die Anwendung von Vorschriften der Union oder der Mitglied-
staaten unberührt lasse, nach denen die Inhaber von Geschäfts-
geheimnissen verpflichtet sind, aus Gründen des öffentlichen 
Interesses Informationen, auch Geschäftsgeheimnisse, gegen-
über der Öffentlichkeit oder den Verwaltungsbehörden oder 
den Gerichten offenzulegen, damit diese ihre Aufgaben wahr-
nehmen können. Das Gericht ist dabei der Auffassung, dass im 

                                                      
24 BT-Drs. 19/4724, S. 23 
25 VG Schleswig-Holstein, Urteil vom 25.04.2019, Az. 6 A 222/16, Rn. 70, juris. 
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Ergebnis bessere Gründe dafür sprächen, bei dem herkömmli-
chen Begriff des Betriebs- und Geschäftsgeheimnisses zu blei-
ben, insbesondere da nach dem Unionsrecht Personen allein 
durch Ergreifen angemessener Geheimhaltungsvorkehrungen 
Informationszugangsansprüche vereiteln könnten.  

Der bayerische Verwaltungsgerichtshof hingegen wendete in 
einer Entscheidung darüber, ob im Rahmen eines Verwaltungs-
verfahrens schützenswerte Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 
nach Art. 29 Abs. 2 BayVwVfG i. V. m. Art. 30 BayVwVfG einer 
Akteneinsicht des Verfahrensbeteiligten entgegenstanden, so-
wohl den alten, als auch den neuen Begriff an und lässt  da er 
zum gleichen Ergebnis kommt  die Frage, welche Definition zur 
Anwendung kommen muss, mangels Entscheidungserheblich-
keit offen26.  

Auch das saarländische Oberverwaltungsgericht hatte über das 
Vorliegen eines Betriebs- und Geschäftsgeheimnisses, aller-

-Camera-
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO), in dem die Rechtmäßig-
keit einer behördlichen Zurückhaltung von Unterlagen oder 
Auskünften aus Geheimschutzgründen in einem verwaltungs-
gerichtlichen Verfahren überprüft wird, zu befinden27. Das saar-
ländische Oberverwaltungsgericht legt bei dieser Prüfung in 
dem oben zitierten Fall dabei  anders als der bayerische Ver-
waltungsgerichtshof  ohne auf das Geschäftsgeheimnisgesetz 
einzugehen, allein die durch die bisherige Rechtsprechung ge-
prägte Definition des Betriebs- und Geschäftsgeheimnisses zu-
grunde. Dabei verweist das Gericht auf eine Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts vom 11. Oktober 201928, in welcher 
im gleichen Zusammenhang das in Kraft getretene Geschäfts-
geheimnisgesetz und die dort normierte neue Definition eben-
falls nicht thematisiert werden.  

                                                      
26 VGH Bayern, Beschluss vom 07.01.2020, Az. 8 ZB 18.1652  
27 OVG des Saarlandes, Beschluss vom 09.01.2020, Az. 8 F 144/19. 
28 BVerwG, Beschluss vom 11.10.2019, Az. 20 F 11.17. 
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In einem Verfahren, in dem konkret das Bestehen eines An-
spruchs auf Informationszugang (zu Unterlagen der Bundesan-
stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht) zu prüfen war, hat sich 
das Bundesverwaltungsgericht in seinem Urteil vom 30. Januar 
202029 mit der Frage, ob und inwieweit die Definition des Ge-
schäftsgeheimnisses im GeschGehG sich auf die Voraussetzun-
gen eines Betriebs- und Geschäftsgeheimnisses nach § 6 Satz 2 
IFG auswirkt, am Rande auseinandergesetzt. Dabei zieht es die 
Möglichkeit einer Berücksichtigung der Begriffsdefinition des 
GeschGehG mit Blick darauf, dass sich das öffentliche Recht am 
gewachsenen wettbewerbsrechtlichen Begriffsverständnis ori-
entiere, durchaus in Betracht, lässt die Frage aber mangels Ent-
scheidungserheblichkeit im Ergebnis offen. 

Im Rahmen eines Verfahrens nach § 99 Abs. 2 VwGO zog das 
Bundesverwaltungsgericht in seinem Beschluss vom 5. März 
202030 bei der auch in diesem Zusammenhang maßgeblichen 
Frage des Vorliegens von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen 
nunmehr die Kriterien des § 2 Nr. 1 GeschGehG heran. 

In einer weiteren Entscheidung vom 17. Juni 202031 über das Be-
stehen eines auf das IFG gestützten Anspruchs auf Informati-
onszugang über die Höhe eines zwischen einer Krankenkasse 
und einer Arzneimittelherstellerin vereinbarten Rabattes für ein 
bestimmtes Arzneimittel, lässt das Bundesverwaltungsgericht 
die Frage, ob und in welchem Sinne die bisherigen Grundsätze 
zum Begriff des Betriebs- und Geschäftsgeheimnisses mit Blick 
auf das GeschGehG fortzuentwickeln sind, erneut offen. Jedoch 
führt das Gericht aus, dass nach den Bestimmungen des Gesch-
GehG (im Einklang mit der zugrundeliegenden Richtlinie) dieses 
zwar nicht auf öffentlich-rechtliche Vorschriften zur Geheimhal-
tung, Erlangung, Nutzung oder Offenlegung von Geschäftsge-
heimnissen Anwendung finde, sich die Auslegung des Begriffes 

                                                      
29 BVerwG, Urteil vom 30.01.2020, Az. 10 C 18/19. 
30 BVerwG, Beschluss vom 05.03.2020, Az. 20 F 3/19. 
31 BVerwG, Urteil vom 17.06.2020, Az. 10 C 22/19. 
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im Informationsfreiheitsgesetz jedoch am gewachsenen Be-
griffsverständnis des Wettbewerbsrechts zu orientieren habe. 
Wenn dieses seinerseits durch das GeschGehG geprägt sei, 
könne dies auch auf den öffentlich-rechtlichen Begriff nicht 
ohne Einfluss bleiben. Dabei hält das Bundesverwaltungsgericht 
fest, dass jedenfalls der Umfang dessen, was nach dem IFG als 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnis geschützt sei, nicht weniger 
weit reichen darf als dasjenige, was als Geschäftsgeheimnis dem 
Geschäftsgeheimnisgesetz unterfällt. 

5.3 Fazit und Bewertung 

Im Rahmen der zuletzt genannten Entscheidung des Bundes-
verwaltungsgerichts kommt dieses zwar auf Grundlage der auf-
gezeigten Argumentation zunächst lediglich zu dem Ergebnis, 
dass § 6 Satz 2 IFG Geschäftsgeheimnisse nach § 2 Nr. 1 Gesch-
GehG im Sinne eines Mindeststandards schützt und beantwor-
tet die Frage, ob bei der Auslegung des Begriffs des Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisses nach dem IFG grundsätzlich die De-
finition des Geschäftsgeheimnisses im GeschGehG zugrunde zu 
legen ist, noch nicht abschließend.  

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt aber den Einfluss des 
wettbewerbsrechtlichen Begriffsverständnisses auf die Ausle-
gung im öffentlich-rechtlichen Zusammenhang ausdrücklich an 
und ist für eine entsprechende Fortentwicklung des Begriffs of-
fen. Mit Blick auf diese Ausführungen zeichnet sich daher durch-
aus eine Entwicklung dahingehend ab, sich auch im Rahmen ei-
nes informationsfreiheitsrechtlichen Verfahrens an der Begriffs-
definition des GeschGehG zu orientieren. 

Für eine entsprechende Berücksichtigung spricht zudem, dass 
ein vom GeschGehG abweichender Begriff und die damit ver-
bundene Fragmentierung des Geschäftsgeheimnisschutzes we-
nig praktikabel und kaum durchsetzbar erscheinen. Zu berück-
sichtigen ist weiterhin, dass mit einer Übernahme des Begriffs 
aus dem GeschGehG keine Einschränkungen der Informations-
freiheit verbunden sind. Im Gegenteil: das GeschGehG stellt  
jedenfalls in seiner aktuell gültigen Fassung  an das Vorliegen 
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eines Geschäftsgeheimnisses durch das Erfordernis angemesse-
ner Geheimhaltungsmaßnahmen höhere Anforderungen als die 
Rechtsprechung bislang.  

Die informationspflichtigen Stellen sollten daher bei der Beur-
teilung der Frage, ob von dem Antrag auf Informationszugang 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse eines Dritten betroffen 
sind, nunmehr insbesondere prüfen, ob vom Inhaber des Be-
triebs- und Geschäftsgeheimnisses angemessene Geheimhal-
tungsmaßnahmen getroffen und dargelegt worden sind. 
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6 37. Konferenz der 
Informationsfreiheitsbeauftragten in 
Deutschland (IFK) sowie 38. und 39. 
Arbeitskreistreffen Informationsfreiheit 
(AKIF) 

6.1 Zusammenfassung 

Das Saarland hatte im Jahr 2019 den Vorsitz der Konferenz der 
Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland (IFK). Die IFK 
ist ein Zusammenschluss der Informationsfreiheitsbeauftragten 
des Bundes und der Länder mit dem Ziel, das Recht auf Zugang 
zu amtlichen Informationen zu fördern und gemeinsam für 
seine Fortentwicklung einzutreten.  

Zur Vorbereitung der 37. IFK fand am 7. und 8. Mai 2019 in Saar-
brücken zunächst das 38. Arbeitskreistreffen Informationsfrei-
heit (AKIF) statt.  

In diesem Rahmen wurden die nachfolgend dargestellten Ent-
schließungsentwürfe zur Vorlage an die IFK erarbeitet.  

Weiterhin beschäftigte sich der Arbeitskreis mit dem Verhältnis 
des am 26. April 2019 in Kraft getretenen Gesetzes zum Schutz 
von Geschäftsgeheimnissen (GeschGehG) zum Informations-
freiheitsrecht und hatte in diesem Zusammenhang Herrn 
Rechtsanwalt Dr. Christoph Partsch zu Gast, der bereits im Rah-
men der öffentlichen Anhörung des Bundestagsauschusses für 
Recht und Verbraucherschutz als Sachverständiger zum Entwurf 
des GeschGehG Stellung genommen hatte.  

Herr Dr. Partsch zeigte in seinem Vortrag die in der Rechtspre-
chung entwickelte bisherige Definition und die in dem Gesch-
GehG normierte Definition des Geschäftsgeheimnisses auf und 
stellte diese gegenüber. Dabei ging er auch auf die aus dem im 
GeschGehG normierten Geschäftsgeheimnisbegriff resultieren-
den Auswirkungen ein und zeigte die unterschiedlichen Interes-
sen in diesem Zusammenhang auf. Daneben erörterte Herr Dr. 
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Partsch die unterschiedlichen Positionen und Argumente zu der 
Frage, welcher Begriff im Rahmen der Anwendung der jeweili-
gen Informationszugangsgesetze nunmehr zugrunde zu legen 
ist. Sollte die Rechtsprechung dazu kommen, bei Anträgen nach 
IFG etc. die neue Definition des Geschäftsgeheimnisses anzu-
wenden, so würde der Ausnahmetatbestand des Vorliegens von 
Geschäftsgeheimnissen seltener als bislang zu bejahen sein. 
Denn zusätzlich müsste dann der Nachweis erbracht werden, 
dass angemessene Schutzmaßnahmen getroffen wurden.  

Daneben befasste sich der Arbeitskreis mit dem Thema der Um-
setzung von Open-Data-Prozessen in den Bundes- und Landes-
verwaltungen. Der Arbeitskreis hatte in diesem Zusammenhang 
zwei Referenten vom Kompetenzzentrum Open Data (CCOD) 
beim Bundesverwaltungsamt eingeladen, welche die Aufgaben 
und gesetzlichen Grundlagen des CCOD und ihre bisherige Tä-
tigkeit vorstellten.  

Das CCOD ist von der Bundesregierung als zentrale Stelle im 
Sinne des § 12a Abs. 9 des Gesetzes zur Förderung der elektro-
nischen Verwaltung (E-Government-Gesetz - EGovG) zur Bera-
tung von Bundesbehörden im Bereich Open Data und als An-
sprechpartner für entsprechende Stellen der Länder eingerich-
tet worden.  

Mit den Vertretern des CCOD wurde auch das Verhältnis von 
Open Data zur Informationsfreiheit und der zugewiesenen Auf-
gabenbereiche des CCOD sowie der Informationsfreiheitsbe-
auftragten erörtert. Hierbei gilt es aus informationsfreiheits-
rechtlicher Sicht zu berücksichtigen, dass das Informationsfrei-
heitsrecht in den meisten Landesgesetzen und im Bundegesetz 
zwar als individuelles Antragsrecht der Bürgerinnen und Bürger 
ausgestaltet ist, es jedoch in einigen Bundesländern eine Ent-
wicklung hin zu umfassenden Transparenzgesetzen gibt, in wel-
chen neben dem individuellen Informationszugangsanspruchs 
auch proaktive Veröffentlichungspflichten und die Einrichtung 
von Informationsportalen normiert werden. Daneben zeigt ein 
Blick auf § 12a EGovG, der für die Ausnahmen von der grund-
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sätzlichen Veröffentlichungspflicht der Behörden der unmittel-
baren Bundesverwaltung zur Bereitstellung spezifischer Daten 
auf die Ausschlussgründe nach §§ 3-6 IFG verweist, dass es 
durchaus gewisse Überschneidungen in diesem Zusammen-
hang gibt. Vor diesem Hintergrund und weil die Förderung von 
Open-Data-Prozessen ein gemeinsames Ziel darstellt, sollte 
auch zukünftig ein Austausch und eine Kooperation zwischen 
den Informationsfreiheitsbeauftragten und dem CCOD ange-
strebt werden.  

Am 12. Juni 2019 fand die 37. IFK unter Vorsitz der saarländi-
schen Landesbeauftragten für Datenschutz und Informations-
freiheit ebenfalls in Saarbrücken statt. Die Informationsfreiheits-
beauftragten verabschiedeten auf ihrem 37. Treffen das Positi-

rleichtern 

geber dazu auf, die gesetzlichen Grundlagen und Rahmenbe-
dingungen zu schaffen, damit die öffentliche Verwaltung die 
Anforderungen an die Informationsfreiheit bereits von Anfang 
an in die Gestaltung ihrer IT-Systeme und organisatorischen 
Prozesse einfließen lässt. 

Daneben verabschiedete die 37. IFK die Entschließung mit dem 
itischer Entscheidungspro-

zesse  (im Wortlaut 
unter 6.2.1.) und fordert darin den Gesetzgeber dazu auf, wie 
dies in anderen Staaten bereits der Fall ist, ein verpflichtendes 
Lobbyregister einzuführen, in das sich die Interessenvertretun-
gen mindestens unter Angabe ihrer Tätigkeit und Aktivität im 
jeweiligen politischen Entscheidungsprozess eintragen müssen. 

Die Entschließung erging im Kontext der kurz zuvor verbesser-
ten neuen Transparenzregeln des Europäischen Parlaments und 
der in diesem Zusammenhang erneut in den Fokus gesetzten 
Forderung zahlreicher Akteure  wie bspw. der Organisation 
Lobbycontrol  nach mehr Transparenz im Rahmen politischer 
Entscheidungsprozesse, auch auf nationaler Ebene. Dabei geht 
es darum, dass Bürgerinnen und Bürger in die Lage versetzt 
werden sollen, nachzuvollziehen, wer in wessen Auftrag und mit 
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welchen Mitteln auf politische Entscheidungen einzuwirken ver-
sucht. Der Zugang zu diesen Informationen ist essentiell für die 
demokratische Willensbildung und sollte in einer modernen De-
mokratie selbstverständlich sein. So ist es grundsätzlich zu be-
grüßen, dass der Bundestag derzeit über verschiedene Gesetz-
entwürfe zur Einführung eines Lobbyregisters berät.  

Daneben beschäftigte sich die Konferenz mit dem Thema der 
Transparenz und Erklärbarkeit algorithmischer Entscheidungs-
systeme und hatte hierzu Gelegenheit, den Saarbrücker Com-
puterethiker Kevin Baum vom Projekt "Explainable Intelligent 
Systems" zu hören.  

Die Konferenz der unabhängigen Datenschutzaufsichtsbehör-
den des Bundes und der Länder (DSK) hatte sich bereits in ihrer 
97. Sitzung am 3. April 2019 mit der Frage des Datenschutzes 
im Bereich der Künstlichen Intelligenz (KI) und automatisierten 

zur Künstlichen Intelligenz  Sieben datenschutzrechtliche An-
hiedet. Eine zentrale Forderung darin lau-

tet, dass Entscheidungen, die auf Grundlage des Einsatzes von 
KI-Systemen erfolgen, nachvollziehbar und erklärbar sein müs-
sen. Dies gilt mit Blick auf den Grundsatz der Gesetzmäßigkeit 
der Verwaltung und die im Informationsfreiheitsrecht zum Aus-
druck kommenden Transparenzanforderungen an den Staat 
insbesondere auch beim Einsatz von Algorithmen oder KI-Sys-
temen im Rahmen behördlicher Entscheidungen.  

Herr Baum unterstrich in seinem Vortrag, wie wichtig die Nach-
vollziehbarkeit und Erklärbarkeit eingesetzter KI-Systeme ist. Er 
verdeutlichte aber auch, dass mit diesem Anspruch zahlreiche 
und weitgehende Fragestellungen verbunden sind, die einer 
eingehenden Forschungstätigkeit bedürfen und die an Entwick-
ler von entsprechenden Systemen neue Herausforderungen 
stellen, die es zu bewältigen gilt. Ziel sei es, einerseits die mit KI-
Systemen verbundenen Chancen zu nutzen, mit den Entwick-
lungen Schritt zu halten und gleichzeitig ein hohes Maß an 
Transparenz gewährleisten zu können, um somit einen größt-
möglichen Nutzen künstlicher Intelligenz unter gleichzeitiger 
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Wahrung des Anspruchs an einen gerechten, anfechtbaren und 
möglichst diskriminierungsfreien Einsatz von Algorithmen zie-
hen zu können.  

In diesem Sinne ist es unabdingbar, dass eine Kontrolle über die 
eingesetzten Systeme, eine Reflektion von Ergebnissen der KI, 
ein Hinterfragen und ggf. Anfechten von KI-gestützten Ent-
scheidungen und eine Prüfung im Einzelfall möglich ist und Feh-
ler oder Diskriminierungen erkannt werden können. Herr Baum 
gibt in seinem Vortrag aber auch zu bedenken, dass die Erfül-
lung bzw. Umsetzung dieser Anforderungen teilweise mit gro-
ßen technischen Schwierigkeiten verbunden ist und es noch 
zahlreiche offene Fragen zur Ermöglichung und Gewährleistung 
der Erklärbarkeit komplexer Softwaresysteme zu beantworten 
gilt. 

Als weiterer Referent war Herr Dr. Jean-Christophe Puffer-Mari-
ette eingeladen, der als Référendaire im Kabinett von Richter A. 
Dittrich am Gericht der Europäischen Union in Luxemburg tätig 
ist und einen Ein- und Ausblick in das Recht auf Zugang zu Do-
kumenten auf europäischer Ebene gab. 

Am 12. und 13. November 2019 tagte der AKIF ein weiteres Mal 
in Saarbrücken. Auf seinem 39. Treffen beschäftigte sich dieser 
vor dem Hintergrund des von der 37. IFK erteilten Auftrages zur 
Erstellung eines Arbeitspapiers, das Feststellungen zur Proble-
matik des Verhältnisses des GeschGehG zur Informationsfreiheit 
zueinander und des zugrunde zu legenden Geschäftsgeheim-
nisbegriffs trifft und als Auslegungs- und Anwendungshilfe bei 
der Prüfung der Frage des Vorliegens eines Geschäftsgeheim-
nisses dienen soll, erneut mit dieser Thematik.  

Der AKIF legte der IFK ein Positionspapier hierzu vor, das bislang 
jedoch noch nicht verabschiedet wurde.  
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6.2 Entschließungen und Positionspapiere der IFK 

6.2.1 Entschließung: Transparenz im Rahmen politi-
scher Entscheidungsprozesse  Verpflichtendes 
Lobbyregister einführen 

Die parlamentarische Demokratie lebt von der offenen und des-
halb öffentlichen Diskussion verschiedener, oftmals unter-
schiedlicher Interessen, die im Rahmen der Gesetzgebung von 
den Parlamentsmitgliedern gegeneinander abgewogen werden 
müssen. Angesichts der Komplexität der sozialen und wirt-
schaftlichen Realität und der Regelungsmaterien kann es im de-
mokratischen Willensbildungsprozess oftmals hilfreich sein, auf 
die Expertise von unterschiedlichen Personen, Gruppierungen 
und Beteiligten aus Gesellschaft und Wirtschaft zurückgreifen 
zu können. Die Art und Weise einer solchen Einflussnahme muss 
jedoch transparent sein. Die Bürgerinnen und Bürger sollen wis-
sen, wer im Laufe des Entstehungsprozesses an der Formulie-
rung eines Gesetzentwurfs beteiligt war und wer in wessen Auf-
trag und mit welchen Mitteln auf politische Entscheidungen ein-
zuwirken versucht. Verflechtungen insbesondere zwischen Poli-
tik und Wirtschaft sind erkennbar zu machen, damit verdeckte 
Einflussnahmen erschwert sowie eine öffentliche Kontrolle er-
möglicht wird.  

Deshalb bestehen bereits in einigen Staaten Regelungen zur 
Führung von Lobbyregistern. Aus Sicht der Informationsfrei-
heitsbeauftragten in Deutschland ist es für ein demokratisches 
Gemeinwesen geboten, verpflichtend Register einzuführen, in 
die Informationen über Interessenvertretungen und deren Akti-
vitäten einzutragen sind. Darin sind mindestens die Namen der 
natürlichen und juristischen Personen unter Angabe ihrer Orga-
nisationsform, der Schwerpunkt der inhaltlichen oder berufli-
chen Tätigkeit und zumindest die wesentlichen Inhalte des Bei-
trags zum jeweiligen Gesetzgebungsverfahren zu veröffentli-
chen. Die damit hergestellte Transparenz stärkt das Vertrauen 
der Menschen in die Politik, ermöglicht demokratische Kontrolle 
und erhöht die Akzeptanz politischer  insbesondere gesetzge-
berischer  Entscheidungen. 
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Die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten fordert 
den Bundes- und die Landesgesetzgeber deshalb dazu auf, 
etwa in Anlehnung an das Thüringer Beteiligtentransparenzdo-
kumentationsgesetz vom 7. Februar 2019 gesetzliche Rahmen-
bedingungen zur Einführung eines verpflichtenden Lobbyregis-
ters zu verabschieden.  

6.2.2 Positionspapier: Informationszugang in den Be-

 

Der digitale Wandel ist eine der großen Herausforderungen, vor 
denen die öffentliche Verwaltung heute steht. Gegenwärtig 
müssen E-Government-Gesetze sowie die Regelungen im On-
linezugangsgesetz umgesetzt werden. Parallel ist ein gestiege-
nes Interesse an der Transparenz des Verwaltungshandelns fest-
zustellen, das die Gesetzgeber zunehmend aufgreifen. Die öf-
fentliche Verwaltung ist in der Pflicht, das Recht auf Informati-
onszugangsfreiheit umzusetzen. Das Vertrauen in die staatliche 
Aufgabenerfüllung wird gefestigt, indem Auskunftsersuchen 
schnell und effizient bearbeitet werden.  

Vor diesem Hintergrund empfiehlt die Konferenz der Informati-
onsfreiheitsbeauftragten in Deutschland (IFK) den öffentlichen 
Stellen des Bundes und der Länder, die Anforderungen an die 
Informationsfreiheit bereits von Anfang an in die Gestaltung ih-
rer IT-Systeme und organisatorischen Prozesse einfließen zu 

. Die Gesetzgeber wer-
den aufgerufen, die gesetzlichen Grundlagen zu schaffen und 
notwendige Ressourcen zur Verfügung zu stellen. 

 

Definition 

nischer und organisatorischer Instrumente unter Berücksichti-
gung des Stands der Technik, die der Wahrnehmung und Erfül-
lung der Rechte nach den Informationsfreiheits- und Informati-
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onszugangsgesetzen, Umweltinformationsgesetzen und Trans-
parenzgesetzen des Bundes und der Länder dienen. Damit un-

onspflichtige Stellen bei der Erfüllung eines beantragten Infor-
mationszugangs sowie bei der Umsetzung von Veröffentli-
chungspflichten, andererseits wird für Antragstellende der In-
formationszugang erleichtert.  

Rahmenbedingungen 

Für den Bereich der Verarbeitung personenbezogener Daten 
hat der europäische Verordnungsgeber das Prinzip des Daten-
schutzes durch Technikgestaltung  

 normiert. Auf dem Gebiet der Informationsfreiheit be-
stehen ebenfalls Regelungen, aus denen für informationspflich-
tige Stellen technische und organisatorische Verpflichtungen 
resultieren. Hierzu zählen je nach Regelungsinhalt der landes- 
und bundesrechtlichen Bestimmungen etwa  

 proaktive Veröffentlichungspflichten,  
 das Hinwirken auf eine Speicherung von Informationen 

in elektronischen Datenbanken,  
 die Benennung von Ansprechpartnern oder anderen in-

formationspflichtigen Stellen,  
 die Bereitstellung von Verzeichnissen über verfügbare 

Informationen,  
 die Einrichtung von öffentlich zugänglichen Informa-

tionsnetzen und portalen, 
 die Berücksichtigung der Kennzeichnung von Informa-

 
 die Ermöglichung eines beschränkten Informationszu-

gangs bei nur teilweise entgegenstehenden öffentli-
chen oder privaten Interessen. 

Weiterhin soll die Beachtung der Grundsätze der ordnungsge-
mäßen Aktenführung dazu dienen, den zeitlichen Bereitstel-
lungsaufwand zu begrenzen und die Kosten des Informations-
zugangs zu verringern. 
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Maßnahmen 

Erfüllung dieser technischen und organisatorischen Verpflich-
tungen eine Hilfestellung bieten. So sollte die Auffindbarkeit 
von Informationen bei den informationspflichtigen Stellen z. B. 
durch effiziente Aktensystematik und elektronische Suchfunkti-
onen gewährleistet sein. In Aktensystemen könnte bei Auf-
nahme neuer Informationen eine Kennzeichnung sensibler Ab-
schnitte oder Aktenteile erfolgen, die eine gesonderte Prüfung 
auf geheimhaltungsbedürftige Teile erleichtert. Informationen 
sollten nach Möglichkeit in den Aktensystemen kategorisiert 
werden, was in bestimmten Verwaltungsbereichen etwa durch 
die Führung von Teilakten denkbar ist, die Teil einer Hauptakte 
sind. Veröffentlichungsfähige Informationen sollten durch die 
informationspflichtige Stelle proaktiv, etwa über ein Informati-
onsportal, für die Allgemeinheit zur Verfügung gestellt werden. 

dardisierte Lösungen für wiederkehrende Fragestellungen ent-
wickelt werden, wodurch der Aufwand auf Verwaltungsseite re-
duziert wird. Diese Systemgestaltung obliegt dabei nicht nur 
den Verantwortlichen der öffentlichen Verwaltung, sondern 
auch den Entwicklerinnen und Entwicklern von Software-Lösun-
gen für öffentliche Verwaltungen, bei denen Anforderungen der 
Informationsfreiheit von Anfang an in die Konzepte und Imple-
mentierungen aufgenommen werden sollten. 

 




